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 Kreislaufwirtschaft in NRW voranbringen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/11604 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich begrüße Sie alle 
recht herzlich zur 72. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbraucher-
schutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume. 

Ich begrüße die Sachverständigen, die zu unserer heutigen Anhörung erschienen sind. 
Im Namen des Ausschusses danken wir Ihnen sehr für Ihre Stellungnahmen und auch 
dafür, dass Sie für die Diskussion mit uns zur Verfügung stehen. Wir freuen uns darauf. 

Wir haben im Ausschuss die Tradition, dass ein Abgeordneter an einen von Ihnen eine 
Frage stellt und Sie drei Minuten Zeit haben, diese zu beantworten. Damit wir viele 
Runden durchführen können, nutzen wir eine Sanduhr; ansonsten winke ich aber auch 
mit dem Handy. 

Die Anhörung wird live im Internet gestreamt. 

Damit kommen wir zur ersten Frage- und Antwortrunde. 

Ralf Stoltze (SPD): Vielen Dank für Ihre Stellungnahmen, die wir sehr schätzen. Wir 
haben noch ein paar kleine Nachfragen.  

Meine Fragen in der ersten Runde richten sich an Herrn Kley. Das Land NRW hat 
plötzlich die Plattform „Aktiv gegen Vermüllung NRW“ ins Leben gerufen. Dort sollen 
sich die Kommunen über Best-Practice-Beispiele im Kampf gegen die Verschmutzung 
des öffentlichen Raumes austauschen.  

Erstens: Wie bewerten Sie diese Maßnahme?  

Zweitens: Welche Maßnahmen empfehlen Sie, um die öffentliche Verschmutzung zu 
reduzieren? Gibt es gute Beispiele aus anderen Bundesländern oder Städten? Welche 
Vorteile hätte die Einführung eines einheitlichen Bußgeldkatalogs?  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Herr Stoltze, das sind zu viele Fragen. Wir haben ge-
sagt: Eine Frage an einen Sachverständigen,  

(Ralf Stoltze [SPD]: Immer nur eine?) 

und dann gehen wir in eine weitere Runde. Sonst schaffen wir das nicht in drei Minu-
ten. Suchen Sie sich die Frage aus, die Ihnen wichtig ist. Ich danke Ihnen.  

Ralf Stoltze (SPD): Dann machen wir es so und ich beschränke es auf die allgemeine 
Frage: Wie bewerten Sie diese Maßnahme, und was würden Sie empfehlen?  
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Christian Kley (USB Bochum): Die Plattform ist für Dinge, die man öffentlichkeits-
wirksam machen möchte, und dafür, dass man sich in kleineren Kommunen aus-
tauscht, okay. Wir in Bochum machen zum Beispiel eine Aktion „Stadtputz“, an der 
13.000 Menschen teilnehmen.  

Bei der Vermüllung – das kann man sich vom Saarland abschauen – geht es um das 
Thema „Videoüberwachung“. Wir haben ein immenses Problem in allen Städten: Die 
Depotcontainerstandplätze sind massivst vermüllt. Dem Thema werden wir mit norma-
len Detektiven oder Abfallkontrolleuren nicht mehr Herr. Ich fände es angemessen, 
dem Saarland zu folgen. Dort wurde das Abfallgesetz so geändert, dass eine Video-
überwachung dieser Standplätze möglich ist. Ich halte es für sinnvoll, dass NRW-weit 
zu tun, sodass nicht jede Kommune vor sich hinarbeitet.  

Es braucht auch einen einheitlichen Bußgeldkatalog. Wir in Bochum sind von anderen 
Städten umzingelt, und die Gefahr ist: Wenn einer preiswerter ist, dann fährt derjenige, 
der die Sünde begeht, weiter.  

Das ist ein so wichtiges Thema, das Menschen überall berührt. Um eine Vereinheitli-
chung herzustellen, kann ich wie gesagt nur empfehlen, einen gesamtheitlichen Buß-
geldkatalog für NRW zu erstellen und das Thema „Videoüberwachung“ an Depotcon-
tainerstandplätzen weiter zu forcieren. 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Vielen Dank an alle sachkundigen Experten. – Herr 
Professor Wilts, Sie weisen in Ihrer Stellungnahme auf das sehr grundsätzliche Thema 
hin, dass die schrittweise Transformation hin zur Kreislaufwirtschaft mit dem Entstehen 
neuer Arbeitsplätze und auch mit dem Wegfall alter Arbeitsplätze verbunden ist. Na-
türlich ist unser oberstes Ziel, Arbeitslosigkeit zu vermeiden und passende Folgebe-
schäftigungen anzubieten. Deshalb interessiert mich – Sie forschen auch in diesem 
Bereich –, wie dieser Prozess so gestaltet werden kann, dass es ohne soziale Härten 
abläuft. Was können wir vonseiten der Politik zum Beispiel im Bereich „Weiterbildung“ 
tun? Vielleicht können Sie auch einen Hinweis darauf geben, welche Branchen beson-
ders betroffen sind und gegebenenfalls spezifische Begleitung und Unterstützung von 
politischer, staatlicher Seite brauchen.  

Prof. Dr. Henning Wilts (Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie): Liebe Frau 
Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Herzlichen Dank für die Einladung.  

Die Transformation zur Kreislaufwirtschaft verspricht jede Menge neue Jobs zu kreie-
ren. Die Europäische Kommission hat in ihrem Aktionsplan basierend auf einer Studie 
ausgerechnet, dass es insgesamt 700.000 neue Arbeitsplätze in zirkulären Wirt-
schaftssektoren geben werde. Daher ist das aus sozialpolitischer Sicht gerade mit 
Blick auf Arbeitsplätze ein sehr relevantes Thema, das weiter voranzutreiben ist.  

Tatsächlich stehen aber hinter 700.000 neuen Arbeitsplätzen viele, wahrscheinlich ein 
Mehrfaches an Personen, die in der aktuellen, linearen Wirtschaft ihren Arbeitsplatz 
werden wechseln müssen, weil sich das Geschäftsmodell des Unternehmens verän-
dert oder weil das Unternehmen insgesamt aus dem Markt ausscheidet. Zu erwarten, 
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dass die Leute einfach in den nächsten Job wechseln, trifft wahrscheinlich nicht den 
Kern bzw. ist zu kurz gesprungen.  

Die OECD hat sich in ihrer Analyse des Arbeitsmarkts angeschaut, wie sich Einkom-
men von Akteuren entwickeln, die den Schritt aus klimaintensiven in klimaleichte oder 
klimaneutrale Sektoren gehen sollen. Sie hat aufgezeigt, dass es – wir sprechen über 
einen nicht so stark subventionierten Sektor – im Schnitt zu Einkommensverlusten von 
etwa 29 % über die ersten sechs Jahre kommen wird. Das gilt es ernst zu nehmen, 
wenn wir die Akzeptanz für diese Transformation erhalten möchten.  

Ein konkreter Ansatzpunkt ist vor allen Dingen die Frage der Qualifizierung für diese 
Transformation. In Nordrhein-Westfalen gibt es eine exzellente Uni-Forschungsland-
schaft mit vielen neuen Bachelor- und Masterstudiengängen zu dem Thema, auch 
wenn das an sehr vielen Universitäten mit Sicherheit noch ausbaufähig und besser zu 
koordinieren ist. Da besteht also nicht das Problem.  

Wir haben vor allen Dingen im nicht universitären Ausbildungsbereich ein Problem. Es 
gibt einzelne IHKs, die zeigen, was getan werden kann. Münster sei hier als Vorbild 
genannt. Ich glaube, dass es ein zentraler Punkt wäre, gemeinsam mit den Kammern 
zu überlegen, wie die geplante Fachkräfteoffensive des Landes NRW auch Themen 
wie die zirkuläre Transformation stärker aufnehmen kann. Welche Skills braucht es da? 

Sie fragen, welche Sektoren besonders betroffen sind. Das wird mit Sicherheit zum 
Beispiel die Chemiebranche, den gesamten Kunststoffbereich besonders treffen. Wir 
möchten den Weg zum Beispiel von linearem Einwegplastik hin zu zirkulärem Plastik 
gehen. Damit wird eine Entwertung von jahrzehntelang aufgebauter Expertise einzel-
ner Personen verbunden sein. Die gezielt fit zu machen, wird ein zentraler Punkt sein.  

Zweiter Punkt. Wir wollen, dass die Menschen in NRW zirkulärer konsumieren. Das ist 
schnell gesagt, aber langlebigere, reparierbare Produkte sind in der Anschaffung häu-
fig teurer, und dann zu sagen: „Das sollen die Menschen einfach finanzieren“, wird 
viele Akteure bzw. Personen zurücklassen.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Herr Wilts, kommen Sie bitte langsam zum Ende. 

Prof. Dr. Henning Wilts (Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie): Repara-
turboni könnten also ein Ausgangspunkt sein, um zu überlegen, wie auch bei anderen 
Produkten zum Beispiel die Wiederverwendung, die Reparatur gezielt unterstützt wer-
den kann.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Ich hoffe, Sie nehmen mir das nicht übel, aber ich 
unterbreche Sie nach drei Minuten, damit wir durchkommen.  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Guten Morgen! Vielen Dank an die Sachverständigen 
vonseiten der CDU-Fraktion dafür, dass Sie uns heute zur Verfügung stehen, und 
danke auch für die eingereichten Stellungnahmen.  
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Herr Dr. Gerhardt, das Thema „Kreislaufwirtschaft“ ist unstrittig; das wollen wir alle 
voranbringen. Es steht auch im Koalitionsvertrag. Können Sie sagen, welche Maßnah-
men und Programme in Nordrhein-Westfalen bereits existieren, die uns in Richtung 
dieses Ziels bewegen lassen?  

Dr. Carsten Gerhardt (Circular Valley): Vielen Dank für die Einladung. – Es gibt eine 
ganze Reihe kleinerer Programme wie „Zirkuläre Produktion NRW“, Programme zum 
Phosphor-Recycling oder Sonderprogramme zu den Themen „Kreislaufwirtschaft“ und 
„Ressourceneffizienz“. Es wird also eine ganze Reihe von Piloten gefördert, was ich 
absolut begrüße.  

Ich sage aber auch: Das greift für ein Industrieland wie NRW zu kurz. Wir sehen überall 
im Land und im Bund deutlich größere Investitionen in Infrastrukturen, und wir müssen 
letztlich auch über diese Dimensionen sprechen, wenn es um die Industrietransforma-
tion hin zur zirkulären Wirtschaft geht. Daher sind Förderprogramme mit einem Um-
fang von 10, 20 oder 25 Millionen Euro gut – das ist ein Anfang –, aber sie werden 
nicht ansatzweise ausreichen.  

Professor Wilts hat gerade erwähnt, dass wir in der chemischen Industrie – dafür steht 
Nordrhein-Westfalen in besonderem Maße – vor tektonischen Herausforderungen und 
Umbrüchen stehen. Wenn wir über die Transformation der chemischen Industrie spre-
chen, dann sollten wir an die Summe der bereitgestellten Mittel drei Nullen dranhän-
gen. Bitte sehen Sie es mir nach, und bitte sehen Sie es nicht als vermessen an, aber 
ich glaube, wir müssten eher über 20 Milliarden als über 20 Millionen Euro sprechen, 
wenn wir eine wirkliche Transformation beispielsweise der Chemieindustrie erreichen 
wollen.  

Sie schmunzeln, und vielleicht zu Recht, 

(René Schneider [SPD]: Nein!) 

aber die Chemieindustrie ist genauso wie die Metallindustrie eine Grundstoffindustrie, 
die wir für alles brauchen, was danach kommt. Wenn wir es nicht schaffen, die großen 
Verbundsites, die wir in Marl, in Wesseling, in Leverkusen noch haben, zu Katalysato-
ren der Circular Economy zu transformieren, dann werden sie weg sein, und irgend-
wann werden möglicherweise auch die nachfolgenden Industrien mit Blick auf ihre 
Grundstoffe sehr abhängig vom Ausland sein.  

Daher plädiere ich sehr stark dafür, die großen Verbundsites gewissermaßen zu kom-
binierten Recycling- und Rohstoffsites umzubauen. Dann sprechen wir aber sehr 
schnell über die gerade von mir genannten Größenordnungen, die jedoch, wenn sie in 
den größeren gesamtdeutschen Kontext gestellt werden, wieder überschaubar sind: 
Wir sprechen über 600 Milliarden Euro für die Verbesserung bzw. Erweiterung der 
Netze, über Sondervermögen von 500 Milliarden Euro hier, von 500 Milliarden Euro 
dort. Das sind Größenordnungen, die wir uns insbesondere in Nordrhein-Westfalen als 
dem Kernland der deutschen Chemie auch für die chemische Industrie vornehmen 
sollten. 
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Dietmar Brockes (FDP): Auch von meiner Seite allen einen schönen guten Morgen! 
Herzlichen Dank an die Sachverständigen sowohl für die schriftlichen Stellungnahmen 
als auch dafür, dass Sie uns heute Rede und Antwort stehen.  

Herr Schüller, Sie sprechen davon, dass eine ambitionierte, aber realistische Kreis-
laufwirtschaftspolitik notwendig sei, welche die wirtschaftlichen Chancen heben könne 
und dann auch für Investitionssicherheit sorge. Was genau verstehen Sie in diesem 
Kontext unter dem Begriff „realistisch“, insbesondere bezogen auf technische Mach-
barkeit, Kostenstrukturen und regionale Stoffströme?  

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Vielen Dank für die Einladung. – Wenn wir 
davon sprechen, dass wir eine realistische Kreislaufwirtschaft brauchen – das wird in 
Teilen auch in dem Antrag erwähnt –, dann ist es für Unternehmen unabdingbar, dass 
sie, sicherlich in einem gewissen Rahmen, grundsätzlich eine möglichst große Bein-
freiheit dabei haben, welche Wirtschaftsmodelle sie auswählen.  

Grundsätzlich ist Kreislaufwirtschaft für Unternehmen nicht erst seit den letzten zehn 
Jahren, sondern schon seit Jahrzehnten ein wichtiges Thema. Die NRW-Wirtschaft 
bekennt sich auch zur Kreislaufwirtschaft. Das ist das Modell der Zukunft; das ist voll-
kommen klar. Aber wenn wir uns darüber unterhalten, wie wir das erreichen, dann ist 
unser Ansatz, dass der Staat am besten so wenig wie möglich die Richtung vorgeben 
sollte. Bei dem Ziel sind wir uns alle, vermute ich, sehr einig, aber bezüglich der Frage, 
wie wir das Ziel erreichen, bestehen hier und da noch unterschiedliche Punkte, glaube 
ich.  

Eben ist das Stichwort „Förderprogramme“ angeklungen. Dadurch kann die Politik si-
cherlich darauf aufmerksam machen, in welche Richtung es gehen soll, aber wenn wir 
dann an einen Punkt kommen, an dem es um technische oder auch rechtliche Frage-
stellungen geht, kommt oft der Reflex: Die Politik sollte es vielleicht doch ein bisschen 
enger lenken – Stichwort „Quoten“, Stichwort „Einsatzvorgaben von Baurohstoffen“. 
Dann sagen uns die Unternehmen: Das ist vielleicht politisch gewünscht, aber damit 
haben wir in der unternehmerischen Praxis bzw. im Alltag ein Problem. – Die Unter-
nehmen wissen am besten, in welcher Form sie investieren, wie Absatzmärkte ausse-
hen. Von außen mit Vorgaben in den Markt einzugreifen, ist grundsätzlich abzulehnen.  

Das Ziel ist klar, und wie wir das Ziel am besten erreichen, wissen aus unserer Sicht 
die Unternehmen am besten. Der Staat sollte eher als Förderer, als Partner auftreten 
und insbesondere in rechtlicher Hinsicht – Stichwort „Bürokratie“ – möglichst zurück-
haltend agieren. 

Zacharias Schalley (AfD): Auch unsererseits vielen Dank für die eingereichten schrift-
lichen Stellungnahmen und dafür, dass Sie uns heute mit Ihrer Expertise zur Verfü-
gung stehen.  

Herr Dr. Gerhardt, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, Sie hielten es für wichtig, 
Quoten für den Einsatz regionaler Post-Consumer-Stoffe einzuführen. Können Sie 
ausführen, was die Definition von „regional“ in diesem Kontext ist? Wie stellen Sie sich 
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das vor: Soll nur der Vorgang des Recyclings vor Ort stattfinden, oder sollen auch die 
ursprünglichen Primärstoffe idealerweise aus regionaler Produktion stammen? Wie 
definieren Sie „regional“?  

Dr. Carsten Gerhardt (Circular Valley): „Regional“ verstehen wir im Sinne von: eine 
Region, die idealerweise in NRW, in Deutschland oder in Kerneuropa liegt.  

Woher komme ich gedanklich? Wir stellen schon jetzt fest, dass bestimmte von der 
EU vorgegebene Quoten perspektivisch durch China oder in Asien dadurch erreicht 
werden, dass sie bei uns anfallende Post-Consumer-Stoffe zurücktransportieren, auf-
bereiten und wieder zu uns bringen. Dadurch haben wir für unsere Wirtschaft am Ende 
überhaupt nichts gewonnen. Unglücklicherweise – der Seetransport kostet so gut wie 
nichts – ist es heute preiswerter, Dinge bei uns wieder einzusammeln, sie erst nach 
Rotterdam und dann nach Shanghai zu fahren, dort aufzubereiten, und sie wieder zu-
rückzubringen. Auch werden Stoffe, die in Asien nur eine extrem kurze Zeit im Super-
markt gestanden haben, als „Post-Consumer“ deklariert; Neuware wird als „Post-Con-
sumer“ deklariert, aufbereitet, wieder geschreddert und dann hierhergebracht. Das al-
les sollten wir vermeiden.  

Am Ende geht es bei der Circular Economy insbesondere darum, dass wir unabhängig 
und resilient werden. Daher lautet mein Vorschlag, tatsächlich regionale Quoten ein-
zuführen und sicherzustellen, dass etwas in einem begrenzten Raum, der uns wirt-
schaftlich nützt und der uns unabhängig macht, gesammelt wird. Wir können nun dis-
kutieren, ob das NRW ist oder ob das wie gesagt auch noch angrenzende Länder in 
Zentraleuropa sind. Aus meiner Sicht wäre wichtig, dass es von geopolitischen Kon-
flikten unbeeinflusste Wirtschaftsräume sind.  

Wir haben die Sorge, dass wir uns auch beim Thema „Kreislaufwirtschaft“ in Abhän-
gigkeiten begeben und plötzlich feststellen, dass Rezyklate nicht mehr geliefert wer-
den, so wie es heute teilweise Import- oder Exportrestriktionen für Primärmaterialien 
gibt.  

Der Raum wird also individuell zu betrachten sein, aber er sollte uns geopolitisch un-
abhängig machen. Idealerweise ist er so klein, dass er Beschäftigung bei uns in Nord-
rhein-Westfalen schafft, aber er sollte natürlich auch groß genug sein, um wirtschaftlich 
skalierbare Lösungen zu bieten. Wir müssen also den Trade-off zwischen Unabhän-
gigkeit und Skalierbarkeit der wirtschaftlichen Lösungen finden.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir kommen zur zweiten Runde. 

Ralf Stoltze (SPD): Ich komme noch einmal auf die kommunale Ebene zurück. Die 
zweite Frage zum Kampf gegen die Verschmutzung des öffentlichen Raumes richtet 
sich ebenfalls an Herrn Kley. Welche Vorteile hätte die Einführung eines einheitlichen 
Bußgeldkatalogs für alle Kommunen in NRW? Wie könnte Littering dadurch reduziert 
werden?  
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Christian Kley (USB Bochum): Ich hatte eben schon angedeutet, dass wir hier in 
einem sehr dichten Ballungsraum sind. Dieses regionale Denken ist ja sehr schön, 
aber wenn die Leute jeweils andere Bußgelder zahlen, dann sucht man es sich aus: 
Die Kosten für das illegale Entsorgen von Altreifen betragen in Dortmund 4.000 Euro, 
in Bochum aber nur 300. Dazwischen liegen vier Kilometer; der fährt dann weiter.  

Ein Thema, über das wir hier auch sprechen, ist, Rohstoffe ordentlich zu sammeln und 
allgemein eine Sensibilität der Menschen dafür zu schaffen, dass es nicht in Ordnung 
ist, Dinge in einem Wald abzukippen. Wir sind immer sehr verwundert: Wir haben 
sechs Wertstoffhöfe, die von 07:30 Uhr bis 20:00 Uhr geöffnet haben, und die Leute 
fahren trotzdem in den Wald und kippen ab, was sie bei uns umsonst haben könnten. 
Ich glaube, wir haben alle Möglichkeiten, sei es über die Plattform „Aktiv gegen Ver-
müllung NRW“, durch Bildung etc. Es geht um Leute, die sich nicht an ein Regelwerk 
halten. Wir hören es auch hier: Das Thema „Rohstoffsammlung“ wird ein sehr wichtiger 
Punkt für uns sein. Batterien, die nicht gebraucht werden, können nicht jahrelang ir-
gendwo herumliegen, sondern die müssen zurückgeführt werden. Für dieses Thema 
muss sensibilisiert werden, und wir sehen es eindeutig: Da hilft es nicht, gut zuzure-
den, sondern es braucht eine empfindliche Strafe.  

Außerdem wird der Vollzug der Gewerbeabfallverordnung nicht richtig umgesetzt. 
Auch das muss ganz deutlich gesagt werden. Eine Problematik ist, dass auch viele 
Gewerbebetriebe illegal entsorgen, aber eben nicht nur die, sondern auch Privatleute. 
Wir müssen einen klaren Strich ziehen, und zwar nicht nur mit Blick auf das Thema 
„Rohstoffsicherheit“, sondern auch mit Blick auf das öffentliche Bild. Die Leute nehmen 
es auch so wahr: Es ist ein riesiges Problem – das hatte ich eben schon ausgeführt –; 
die Menschen fühlen sich gestört.  

Wir müssen wie gesagt einheitlich vorgehen – das ist ein ganz wichtiger Punkt –, so-
dass nicht jede Gemeinde für sich tätig ist, während kleinere Gemeinden vielleicht gar 
nicht die Möglichkeit haben. Es braucht eine sehr klare Zielrichtung der Landesregie-
rung im Sinne von: So hätten wir es gerne. 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Meine nächste Frage richtet sich an Herrn Schüller. Die 
Stichwörter lauten „öffentliche Vergabeverfahren“, „Ausschreibung“ etc., die Sie auch 
in Ihrer Stellungnahme thematisieren und wozu man auch viel machen kann, um die 
Kreislaufwirtschaft zu fördern. Das gilt im Hinblick auf die Vorbildfunktion der öffentli-
chen Hand nicht nur bei den mineralischen Sekundärbaustoffen. Was benötigen Un-
ternehmen in der Kreislaufwirtschaft, um an solchen Ausschreibungen erfolgreich teil-
nehmen zu können?  

Das ist eine Frage, und um die noch ein bisschen weiter auszuführen – die Vorsitzende 
guckt schon kritisch –,  

(Heiterkeit von der Vorsitzenden Dr. Patricia Peill) 

möchte ich auf einen Satz in der Stellungnahme Bezug nehmen. Sie schreiben: „[…] 
bei nachgewiesener Eignung weder ausschließt noch einschränkt […].“ Das ließe sich 
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noch verschärfen; es kann zur Pflicht gemacht werden. Was spricht dagegen, es noch 
zu verschärfen? 

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Insbesondere im Hinblick auf das Thema 
„öffentliche Vergabe“, das zu einem überwiegenden Teil bei den Kommunen liegt, lau-
tet die Rückmeldung, die uns erreicht, dass das in den einzelnen Kommunen extrem 
unterschiedlich gehandhabt wird. Das hat unter anderem folgenden Grund.  

Mit Blick auf die mineralischen Rohstoffe lautete in der schon ein paar Jahrzehnte zu-
rückliegenden Vergangenheit die Frage, ob nicht auch rezyklierte Rohstoffe eingebaut 
werden können. Diese haben sich aber in der Folge als untauglich erwiesen. Es gibt 
prominente Fälle von kommunalen Straßen bis hin zu Autobahnen, in die nicht geeig-
nete Rohstoffe eingebracht worden sind. Das ist noch nicht überall aus den Köpfen 
raus, aber die Branche ist schon viel weiter, und Sekundärrohstoffe eignen sich, um 
flächendeckend eingebracht zu werden.  

Es gibt Kommunen, in denen nicht einmal geprüft wird, ob bei einer kommunalen Stra-
ßenbaumaßnahme, einer Sanierung, überhaupt sekundäre Rohstoffe eingebracht 
werden können. In anderen Kommunen ist völlig selbstverständlich, dass das zumin-
dest nicht ausgeschlossen ist. Es gibt aber Vergabeverfahren, in denen Sekundärroh-
stoffe explizit ausgeschlossen werden. Die betroffene Branche sagt uns: Ein Aus-
schluss ist weder fachlich noch aus Umweltgesichtspunkten nachvollziehbar. – Wir 
wünschen uns von den Kommunen diesbezüglich mehr Offenheit. Das ist wie gesagt 
nicht flächendeckend der Fall, aber es gibt Kommunen, in denen das immer noch gang 
und gäbe ist.  

Stichwort „öffentliche Vergabe“. Um von den Straßen abzukommen: Auch die öffentli-
che Beschaffung ist natürlich ein Thema. Da muss differenziert werden. Ich nenne ein 
sehr plakatives Beispiel: Bei der Beschaffung von Feuerwehrausrüstung besteht die 
Tendenz, eher auf Primärrohstoffe zurückzugreifen, insbesondere im Textilbereich. 
Das ist sicherlich nachvollziehbar, aber beispielsweise bei Pförtnerjacken oder Alltags-
gegenständen Sekundärrohstoffe nicht zu bevorzugen oder gar auszuschließen, 
macht überhaupt keinen Sinn.  

Wir würden uns also mehr Offenheit wünschen. Das war ein Teil Ihrer Frage. Zu sagen, 
dass in gewissen Einsatzfeldern – so nenne ich es einmal – nur noch Sekundärroh-
stoffe einfließen sollen, ist aus unserer Sicht aber auch nicht das Mittel der Wahl. Wenn 
wir über Sekundärrohstoffe sprechen, dann müssen wir immer die Verfügbarkeit im 
Blick haben. Jetzt das andere Extrem zu wählen, also vom Ausschluss von Sekundär-
rohstoffen wegzukommen und nur noch Sekundärrohstoffe einsetzen zu wollen, ist 
sicherlich auch kein Weg. Es braucht also insgesamt mehr Flexibilität, mehr Beinfrei-
heit und bei den Kommunen insgesamt mehr Offenheit für den Einsatz von Sekundär-
rohstoffen. 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Ich habe eine Rückfrage an die Vorsitzende. Ich würde 
gerne die kommunalen Spitzenverbände befragen, die aber nicht anwesend sind. Zu 
der Zielrichtung des Antrags könnten sie etwas sagen. Sind sie heute nicht dabei? 
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Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Nein, weil es kein Gesetzentwurf ist.  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Ach so. Und sie hat auch niemand von uns eingela-
den? Schade! 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Man hätte sie einladen müssen. 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Dann stelle ich meine Frage an Professor Wilts. Sie 
schreiben in Ihrer Stellungnahme, dass der Anteil recycelter Rohstoffe im Vergleich 
zum Gesamtressourcenverbrauch in Deutschland bei 13 % liege, während es in den 
Niederlanden über 30 % seien. Das lädt zu der Frage ein: Was machen die Niederlän-
der in dem Bereich besser? Haben Sie einen Einblick?  

Prof. Dr. Henning Wilts (Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie): Das in drei 
Minuten zu sagen, ist eine Herausforderung.  

(Heiterkeit) 

Es ist frappierend: Die Niederlande liegen quasi vor der Haustür, haben die gleichen 
Produkte, die gleichen Technologien, einen sehr ähnlichen Konsumstil, und trotzdem 
schaffen sie es, ihren Rohstoffbedarf beinahe um den Faktor 3 mehr aus Recycling zu 
decken.  

Das liegt zum einen sicherlich daran, dass die Niederlande sehr kompakt sind. Dort 
wird pro Kopf zum Beispiel deutlich weniger Straße benötigt. Damit haben sie auch 
einen geringeren Ressourcenverbrauch. Es gibt sicherlich auch statistische Effekte. 
Fakt ist: Die Niederlande sind führend – ich glaube: weltweit – im Hinblick auf die 
Transformation zur Kreislaufwirtschaft.  

Ein zentraler Punkt ist, dass die Niederlande schon vor zehn Jahren eine Kreislaufwirt-
schaftsstrategie auf den Weg gebracht haben, in der präzise beschrieben ist, wohin 
man mit dem Thema eigentlich möchte. Leitplanken wurden genauso definiert wie die 
Verantwortlichkeiten jedes einzelnen Ministeriums: Wer soll sich um welches Thema 
kümmern? Was sind die KPIs, an denen erkannt werden kann, ob die Entwicklung von 
geeigneten Rahmenbedingungen auf dem richtigen Weg ist?  

Wir in Deutschland haben erst seit Dezember 2024 eine solche Strategie, und man 
merkt, dass zehn Jahre fehlen. In dieser Zeit hatten wir keinen Mangel an Förderpro-
grammen – es gab ein Abfallvermeidungsprogramm, ein Ressourceneffizienzpro-
gramm –, woraus sich aber aus Sicht der Industrie und auch der Verbraucher*innen 
kein klares Bild ergeben hat, wohin man eigentlich möchte, wohin Investitionen umge-
lenkt werden sollen.  

Von den Niederlanden kann man lernen, die richtigen Rahmenbedingungen zu schaf-
fen und nicht nur in den Zielen ein Ambitionsniveau zu formulieren, sondern auch zu 
sagen, wie der Umsetzungsprozess aussieht.  
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Ich habe große Hoffnungen: Auf der Bundesebene soll es jetzt eine Umsetzungsplatt-
form für die deutsche Strategie geben. Auch NRW möchte eine eigene Strategie ent-
wickeln. Wir hätten die Potenziale, das aufzuholen, aber wir haben tatsächlich Zeit 
liegen gelassen. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Schüller, welche Rahmenbedingungen betreffend die 
Genehmigungen, die Rechtssicherheit, die Vergabepraxis sind aus Ihrer Sicht notwen-
dig, damit Unternehmen verlässlich investieren und den Einsatz von Sekundärrohstof-
fen entsprechend skalieren können?  

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Das Stichwort „Rahmenbedingungen“ ist in 
den letzten Fragen bereits angeklungen. Aus unserer Sicht ist wichtig, festzuhalten, 
dass wir uns in dem Ziel einig sind; bei der Frage, wie wir es erreichen, gibt es noch 
gewisse Abweichungen. Mit Blick auf die Rahmenbedingungen gesondert in Nord-
rhein-Westfalen sind wir aber eigentlich auf keinem schlechten Weg. Es hat in den 
letzten Jahren auch positive Entwicklungen gegeben, die stellenweise immer mal wie-
der konterkariert werden, sei es durch EU-Vorgaben oder durch Bundesvorhaben.  

Das beste Beispiel ist die Ersatzbaustoffverordnung auf der Bundesebene. Das Ziel ist 
es, die Kreislaufwirtschaft zu fördern. Die Entwicklung der Ersatzbaustoffverordnung 
war aber langwierig; ich glaube, alles in allem hat es acht oder neun Jahre in Anspruch 
genommen, in denen nicht klar war, in welche Richtung es gehen wird. Jetzt gibt es 
die Ersatzbaustoffverordnung seit gut zwei Jahren. Wie gesagt ist das Ziel eigentlich, 
die Kreislaufwirtschaft zu fördern. Nicht nur haben unsere Unternehmen uns Rückmel-
dungen dazu gegeben, sondern auch das Umweltbundesamt hat erhoben, wie die ers-
ten Erfahrungen damit aussehen, und de facto gibt es einen Rückgang der Kreislauf-
wirtschaft, was den Bereich „Bau“ angeht.  

Dabei spielt das Thema „Ende der Abfalleigenschaft“ eine große Rolle. Das ist eine 
rechtliche Fragestellung. Mit Blick auf den Einsatz von Sekundärrohstoffen im Bau, 
insbesondere im Wohnungsbau, kann der verheerende Eindruck entstehen, dass Ab-
fall eingebaut wird, wenn Gebäude errichtet werden. Das will natürlich niemand; das 
will kein privater Akteur, das will keine staatliche Stelle, und es ist im Endeffekt damit 
auch nicht beabsichtigt. Aber das Thema „Ende der Abfalleigenschaft“ sollte noch ein-
mal angegangen werden. Dazu kann NRW einen guten Beitrag leisten und dann auf 
untergesetzlicher Ebene klarziehen, wann das Ende der Abfalleigenschaft bei Sekun-
därrohstoffen gegeben ist, um dem gesamten Thema „Kreislaufwirtschaft“ einen wei-
teren Schub zu verleihen.  

Für die Umsetzung der Ersatzbaustoffverordnung sind im Wesentlichen die Länder 
verantwortlich, also auch Nordrhein-Westfalen. Wenn Sie sich einmal den Spaß ma-
chen, sich auf der Seite des LANUK über den Umgang mit Berichtspflichten, Doku-
mentationspflichten rund um die Ersatzbaustoffverordnung zu informieren, dann wer-
den Sie keine große Lust mehr haben, da tätig zu werden, weil die Nachweis-, Prüf- 
und Dokumentationspflichten derart umfangreich sind.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 13 - APr 18/1106 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  15.12.2025 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume ha 
72. Sitzung (öffentlich)  
 
 
Aus unserer Sicht wurde mit der aktuellen Rechtslage ein Bärendienst geleistet. Erst 
einmal ist das Kind auf der Bundesebene in den Brunnen gefallen, aber NRW kann 
nachsteuern. Das wichtige Stichwort ist „Ende der Abfalleigenschaft“. Diese rechtliche 
Fragestellung ist lösbar. 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Schüller, ich frage Sie zu dem gleichen Themenkom-
plex. Sie haben gerade viel dazu gesagt, dass NRW die Rahmenbedingungen nur in 
gewisser Weise ändern bzw. auf höheren Ebenen erfolgte Fehlentwicklungen korrigie-
ren kann. Liegt die größere Stellschraube in NRW bzw. auf der Landesebene in der 
Änderung der Rahmenbedingungen oder Anpassungen der Anforderungen an die 
Wirtschaft, oder glauben Sie, dass NRW vor allen Dingen selbst als Marktteilnehmer 
durch Vergaben der öffentlichen Hand oder Ähnliches auftreten sollte, um das Thema 
„Kreislaufwirtschaft“ zu stärken?  

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Ich wollte das nicht als Entweder-oder kenn-
zeichnen. Bei Rahmenbedingungen hat NRW relativ viel selbst in der Hand – das gilt 
natürlich im Rahmen des Bundesrechts und des Europarechts –; mit Blick auf das 
Thema der Anhörung, also eine eigene Kreislaufwirtschaftsstrategie, gibt es einige 
Punkte, die NRW selbst gut weiterentwickeln kann.  

Wichtig ist uns, dass NRW auch die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Unter-
nehmen, die im Moment alles andere als gut sind, besonders im Blick behält und alles 
unterlässt, was Unternehmen zusätzlich belastet, und alles unternimmt, was Unter-
nehmen bessere Rahmenbedingungen im Bereich der Kreislaufwirtschaft bietet. Das 
ist der eine Punkt, der insbesondere an den Gesetz- und Verordnungsgeber adressiert 
ist.  

Eine andere wichtige Stellschraube – das haben Sie auch erwähnt – ist die Vergabe. 
Der Staat als großer Nachfrager hat auf der einen Seite gewissermaßen selbst in der 
Hand, was er nachfragt, und auf der anderen Seite, wie die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen bei der Nachfrage – Stichwort „Vergabe“ – sind. Der Staat hat also zwei große 
Hebel in der Hand: als Nachfrager und der Landtag als Gesetzgeber. Auf Verord-
nungs- oder Erlasswege kann sicherlich auch das zuständige Umweltministerium ge-
meinsam mit dem Kommunalministerium, das auch einen wichtigen Beitrag leisten 
kann, aktiv werden.  

Rahmenbedingungen sind also die eine Sache, aber auch der Staat als Nachfrager ist 
sicherlich ein gewichtiger Hebel. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir gehen in die dritte Runde.  

Ralf Stoltze (SPD): Mit der Einführung der Getrenntsammlungsplicht für Alttextilien und 
der EU-Textilstrategie stellen sich insbesondere bei der aktuellen Marktsituation neue 
Herausforderungen für die kommunalen Entsorger. Herr Kley, können Sie uns kurz 
beschreiben, welche Maßnahmen, welche Rahmenbedingungen das Land unternehmen 
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bzw. schaffen muss, damit die kommunalen Entsorger diese Herausforderungen meis-
tern können?  

Christian Kley (USB Bochum): Die Getrenntsammlungspflicht wurde vor zwei Jahren 
eingeführt und hat die Leute dazu animiert, auch verdreckte Textilien in den Kreislauf 
zu schieben, die eigentlich für die richtige Entsorgung geeignet sind. Die sind dann in 
den Markt gekommen.  

Wir sprechen hier viel über globale Themen. Von China aus werden heute Märkte etwa 
in Afrika beackert, die früher Alttextilien gekauft haben und jetzt unsere Alttextilien nicht 
mehr haben wollen. Wir haben natürlich auch die Qualität. Wenn Primark früher ange-
boten hat, jemanden für 20 Euro für den Abend komplett einzukleiden, dann sind das 
keine wiederverwertbaren Textilien. So hat sich die Lage der Verwertungsbetriebe 
schon sehr verdramatisiert. Sehr viele Betriebe sind insolvent gegangen, und es bleibt 
dann immer bei der Kommune hängen. Wir haben Gott sei Dank schon viele Kommu-
nen, die eine kommunale Sammlung haben. Das trifft vor allen Dingen kleine Gemein-
den, in denen auch karitative Sammler ihre Arbeit einstellen, weil sie die Sachen nicht 
vermarktet bekommen. Wenn man immer den Markt im Nacken hat, dann wird man 
auch immer Mengen verlieren. Es muss also sichergestellt sein, dass die Sammelor-
ganisation immer konstant bleibt.  

Die Verwertung ist wieder ein anderes Thema. Das haben auch die Vorredner gesagt. 
Wir arbeiten jetzt über einen Verwerter mit der Textilhochschule in Mönchengladbach 
zusammen in der Frage: Was machen wir aus den Alttextilien? Die Zeit, in der wir 
unsere alten Sachen irgendwohin geben konnten und sich darüber jemand freute, wird 
vorbei sein. Die Leute haben auch Facebook; die gucken nach, was modern, was 
schick ist. Wir müssen lernen, mit den Rohstoffen, die wir haben, neue Dinge zu machen.  

Am Freitag gab es eine große Diskussion. Einige sagen: nicht schon wieder mehr Tex-
tilien aus PET-Flaschen. – Sie geben Ihre PET-Flasche ab, und im Zweifel kommt sie 
in Form eines T-Shirts aus China wieder zurück. Wir brauchen eine Sammelstruktur, 
die auch Krisen übersteht. Wenn wir dem Bürger einmal suggerieren, dass das nicht 
richtig klappt, dann schmeißt der seine Dinge in die Restmülltonne. Vielleicht haben 
wir in zwei Jahren mithilfe der Forschung und der Industrie einen Weg.  

Wir müssen uns auch drauf besinnen, wie wir nachhaltiger einkaufen können, und die 
Leute dazu animieren. Meine Schwiegermutter war Bäuerin und sagte: Wer zweimal 
kauft, der hat zu billig eingekauft. – Man muss also mal wieder einen Schuh zum 
Schuster bringen. Das hört sich vielleicht alles ein bisschen komisch an, aber jeden 
Tag kommen hier 400.000 Pakete aus China mit Dingen an, die wir nicht recyceln 
können.  

Das ist auch die Frage bei der Textilabgabe. Es soll ein duales System geben; davon 
träumen die dualen Systeme. Ich halte davon überhaupt nichts. Als kommunaler Ab-
fallentsorger bin ich auch im bvse – das ist ein privater Abfallverband –, und auch die 
wehren sich dagegen. Wir müssen mehr in die Aufbereitung unserer Textilien hier in 
Europa investieren und die nicht in die ganze Welt verschiffen. 
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Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Vorhin wurden verschiedene Ausführungen zu den be-
stehenden Regelwerken gemacht, zum Beispiel auch mit Blick auf die Kommunen, 
was Ausschreibung und Vergabe angeht. Ich richte das an Herrn Schüller, aber gege-
benenfalls können auch die anderen das nachher noch einfließen lassen. Zum 1. Ja-
nuar 2026 tritt ein Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften in Kraft, 
wodurch neue Spielräume für die Kommunen, für kommunale Eigenbetriebe etc. er-
öffnet werden, indem sie Nachhaltigkeitskriterien festlegen und berücksichtigen. Lau-
tet die Kritik trotzdem noch, dass es nicht genug sei?  

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Wir haben natürlich im Blick, dass der Ge-
setzgeber aktiv geworden ist. Wir selbst wurden in dem Gesetzgebungsverfahren nicht 
beteiligt, Teile aus der Mitgliedschaft aber schon. Die Rückmeldung, die uns erreicht 
hat, lautete, dass das ein Gesetz sei, das in die richtige Richtung gehe. Wie bei jedem 
Gesetz gibt es aber sicherlich Licht und Schatten. Wir erkennen auf jeden Fall an, dass 
der Gesetzgeber ein Problem gesehen hat und das lösen möchte. Aber sehen Sie es 
uns nach: Das Gesetz muss erst einmal den Praxischeck durchlaufen.  

Zu unserer Kritik im Rahmen der Vergabeverfahren. Wir haben damit den Status quo 
wiedergegeben. Wenn wir in einem Jahr noch einmal drüber sprechen, sind wir alle 
hoffentlich ein bisschen weiter.  

Ob die Kommunen mit dem Gesetzentwurf flächendeckend ein bisschen mehr Bein-
freiheit ausnutzen oder Sekundärrohstoffe weiterhin benachteiligen, wird sich zeigen. 
Das bleibt abzuwarten. Insofern erhalte ich unsere grundsätzliche Kritik zum jetzigen 
Zeitpunkt noch aufrecht.  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Schüller, Sie beschreiben die Kreislaufwirt-
schaftsstrategie des Landes Nordrhein-Westfalen, die jetzt beginnt. Was sind aus Ihrer 
Sicht die wichtigsten Hebel und Maßnahmen darin?  

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Die Kreislaufwirtschaftsstrategie des Lan-
des ist auch Kern des Antrags. Der Antrag ist schon ein bisschen älter, was natürlich 
auch daran liegt, dass die Kreislaufwirtschaftsstrategie auch etwas auf sich hat warten 
lassen. Wir haben aber Signale aus dem Umweltministerium bekommen, dass das 
jetzt zeitnah umgesetzt wird.  

Uns ist besonders wichtig – so habe ich die Ankündigungen aus dem Umweltministe-
rium auch verstanden –, dass das nicht konterkariert, was auf der Bundesebene mit 
der Bundesstrategie bereits gemacht wird, und dass insbesondere nicht draufgesattelt 
wird und wir in Nordrhein-Westfalen zusätzliche Vorgaben erfüllen müssen, die weder 
auf der Bundes- noch auf der Europaebene gefordert sind.  

Sie fragen danach, was gut wäre, wenn es drinstände. Ein Thema ist die öffentliche 
Vergabe, über die wir heute schon viel gesprochen haben. Klar ist auch: Eine Strategie 
ist erst einmal eine Sammlung der Landesregierung, was sie in dem Bereich machen 
möchte. Wichtig ist, dass dies dann auch mit konkreten Maßnahmen umgesetzt wird.  
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Ein Thema ist dann mit Sicherheit auch – ich komme noch einmal auf die Vergabe 
zurück –, wie es im Vollzug so einfach wie möglich gemacht wird, damit die Verfahren 
auch so schnell wie möglich abgeschlossen werden. Mit dem Sanierungsstau – oder 
positiv formuliert: den jetzt anstehenden Investitionen – in Verbindung mit den gesetz-
lichen Rahmenbedingungen im Infrastrukturbereich, die aktuell im Landtag zur Bera-
tung anstehen, hat man mit Sicherheit einen riesigen Hebel in der Hand. Man muss 
sich aber auch die Frage stellen: Wie schaffen wir es, dass dann die Sekundärrohstoffe 
auch tatsächlich flächendeckend verbaut werden?  

Kreislaufwirtschaft umfasst nicht nur den Baubereich und den Straßenbau, sondern 
noch vieles Weitere. Auch die Transformation der Energiewirtschaft ist ein Thema, das 
in diesem Zusammenhang angesprochen werden muss. Wie schaffen wir es, dass die 
Rohstoffe im Kreislauf bleiben? Es geht also auch um die Frage, wie wir Stoffströme 
analysieren. Das ist aus unserer Sicht noch ein gewichtiger Hebel. Auch aus den letz-
ten Jahren gibt es dazu einige Fragestellungen. Wohin kommen eigentlich Abbruch-
materialien? Was passiert mit den Materialien, die erst einmal nicht recycelt werden 
können? Eine gezielte Erfassung der Stoffströme ist in solch einer Strategie sicherlich 
auch ein sehr gewichtiger Punkt. 

Dietmar Brockes (FDP): Dr. Gerhardt, ich hatte eben schon Herrn Schüller zu den 
Rahmenbedingungen insbesondere mit Blick auf Genehmigungen, Rechtssicherheit, 
Vergabe bei Sekundärrohstoffen gefragt. Er hatte unter anderem das Ende der Ab-
falleigenschaft angesprochen. Wie bewerten Sie das? Wo sind aus Ihrer Sicht die 
wichtigen Punkte, um hier verlässliche Rahmenbedingungen zu haben, sodass Unter-
nehmen auch investieren?  

Dr. Carsten Gerhardt (Circular Valley): Verlässlichkeit und Planbarkeit sind für die 
Wirtschaft absolut wichtig, und das Weitere ist die Verfügbarkeit der entsprechenden 
Post-Consumer-Materialien. Wir müssen deutlich stärkere Anstrengungen unterneh-
men, um an gut sortierte, sortenreine Materialien heranzukommen. Wir haben eine seit 
200 Jahren entwickelte Wirtschaft, die in der Lage ist, auf dem Weg zum Konsumenten 
alles zu liefern. Wenn Sie das möchten, können Sie sich ein rohes Ei innerhalb von 
drei Stunden von HelloFresh liefern lassen. Aber alles, was uns als Konsumenten letzt-
lich wieder verlässt, geht dann in drei verschiedene Container, und das häufig – Herr 
Kley kann davon ein Lied singen – in relativ verschmutzten Stoffströmen. Daher ist 
meines Erachtens sehr wichtig, Rückführsysteme zu etablieren, durch die die Wirt-
schaft in die Lage versetzt wird, zu bekommen, was über entsprechende Regulationen 
zurückgeführt wird.  

Wir bei Circular Valley interessieren uns insbesondere für kombinierte Liefer- und Ab-
holdienste. Sie bekommen alles geliefert, aber die Lieferdienste nehmen kaum etwas 
mit. Das ist schade, weil die Lieferdienste den wesentlichen Schritt schon gegangen 
sind: Sie sind bei Ihnen an der Haustür, und sie könnten bei der Gelegenheit auch all 
das, was wir heute relativ mühsam und vielleicht auch noch am Wochenende zum 
Wertstoffhof bringen – es ist übrigens völlig ineffizient, wenn jeder von uns mit seinem 
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Auto zum Wertstoffhof fährt –, wieder mitnehmen. So könnten wir in regionalen Bezü-
gen sehr gut geschlossene Kreisläufe hinbekommen, wenn tatsächlich all das, was 
durch die Haustür hineinkommt, auch durch die Haustür wieder mitgenommen wird.  

Bei Gas, Strom bzw. Elektrizität, Wasser haben wir genau einen Anbieter, aber bei 
Lieferungen ist es eine Vielzahl. Allein in Wuppertal gibt es 70 unterschiedliche Liefer-
dienste. Das würde ich gerne konsolidiert und wie gesagt mit der Verpflichtung ver-
bunden sehen, all das, was als Wertstoff bei uns anfällt, auch wieder mitzunehmen. 
Dann hätten wir im Sinne einer Umsetzung tatsächlich viel erreicht.  

Zacharias Schalley (AfD): Herr Kley, Sie haben gerade ein schönes Stichwort aufge-
worfen, indem Sie den Schuster oder auch den Schneider ansprechen. Sehen Sie im 
Rahmen der Kreislaufwirtschaft einen Zielkonflikt durch die Reparierbarkeit von Stof-
fen, wodurch sie in gewisser Weise dem Recyclingkreislauf entzogen werden? Wie 
bewerten Sie die Prioritätensetzung in der Politik? Setzt man Ihrer Ansicht nach zu 
sehr auf Recycling? Sollte man vielleicht eher versuchen, auf Reparierbarkeit bzw. das 
Flicken zu gehen und politisch die Rahmenbedingungen dafür etwas zu verbessern? 

Christian Kley (USB Bochum): Ich glaube, es läuft beides. Zum Beispiel in Bochum 
gibt es eine Bibliothek der Dinge, wo Sie sich Dinge ausleihen können. Eine Bohrma-
schine wird im Zweifel zweimal in ihrem Leben zu Hause benutzt. Muss man sich dafür 
eine Bohrmaschine bei ALDI für 25 Euro kaufen, oder miete ich mir lieber eine Bohr-
maschine, auch eine Schlagbohrmaschine, wenn ich in zwei Minuten fertig bin? Wir 
müssen uns generell umstellen. Muss ich selbst alles haben, oder kann ich mir nicht 
etwas irgendwo sinnvoll leihen?  

Ich sage es mal so: Wir werden aus der ganzen Welt mit Containern zugeschippert. 
Ein Containerschiff hat heute 24.000 Containerstandplätze. Die kommen hierhin und 
liefern uns Dinge, die wir nicht recyceln können. Wir liefern gutes Recyclingmaterial 
nach China und bekommen das Gegenteil zurück.  

Jeder muss für sich selbst überlegen: Was kann ich tun? Man muss die Bevölkerung 
mit Blick auf das Thema mündig machen und sagen: Wenn du dir jetzt eine Textilie 
kaufen möchtest, dann bedenke, dass es Netzwerke gibt, worüber gebrauchte Texti-
lien weiterverschickt werden. – Junge Menschen machen das viel. Es gilt, den Fokus 
darauf zu setzen, dass viele Dinge ineinandergreifen.  

Wir befinden uns in einer riesigen Transformation, und dazu gehört auch das Konsum-
verhalten. Das ist nichts anderes, als wenn man mal zum Schneider geht. Ich muss ab 
und zu zum Schneider und die Hose weiten lassen.  

(Heiterkeit) 

Diese alten Dinge sollten nicht vernachlässigt werden, ohne dabei nicht gleichzeitig 
auch in die Zukunft zu gucken. Das gilt für viele Themen. Wir müssen schauen: Wie 
können wir das, was wir hier haben, am besten verwerten? Das ist ein Thema.  
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Wir dürfen bei all diesen Dingen nicht konkurrierend auftreten, sondern wir müssen 
partnerschaftlich auftreten. Wie können wir diese Dinge gemeinschaftlich lösen? Ich 
glaube, dazu gehört das Thema „Reparaturservice“. Wir haben eine sehr tolle Institu-
tion, in der viele Rentner Radiogeräte reparieren, die schon fast in ein Museum gehö-
ren, aber das ist egal.  

Es gilt, das Bewusstsein dafür zu schaffen, dass man nicht alles selbst haben muss; 
jeder Baumarkt etc. hat Vermietungseinrichtungen. Wir müssen dahin kommen, sich 
lieber qualitativ hochwertige Dinge zu leihen, als Ramsch zu kaufen und den dann 20 
Jahre im Keller zu haben. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir beginnen mit der vierten Runde.  

Ralf Stoltze (SPD): Herr Kley, was unternehmen die kommunalen Entsorger, um ver-
braucherfreundliche Angebote für berufstätige Familien zu schaffen? Wie kann das 
Land dabei unterstützen? Ginge dies zum Beispiel durch autonome Wertstoffhöfe?  

Christian Kley (USB Bochum): Ich glaube, dass wir vor einer großen Welle stehen 
bzw. dass sich das Verständnis der Leute, wie sie ihre Freizeit verbringen, verändert. 
Viele Leute finden den Weg zum Wertstoffhof sehr wichtig, gerade auch am Samstag 
kommen alle zusammen, obwohl es dann eine lange Schlange gibt. Wir haben aber 
auch lange Öffnungszeiten, und wir diskutieren schon mit unseren Mitarbeitern: Die 
wollen nicht so lange arbeiten.  

Zum Thema „autonomer Wertstoffhof“. Bei uns werden schon zum Teil Mengen Grün-
schnitt abgeliefert. Das berichten auch Kollegen aus Gelsenkirchen, aus Essen. Das 
Thema wird sein: Wenn du bis 20:00 Uhr im Baumarkt einkaufen kannst, dann möch-
test du auch so lange entsorgen können. Wir bieten zum Beispiel ein Altkleidertaxi an. 
Die Leute können uns anrufen, und wir holen die Sachen ab.  

Die Frage ist immer: Wer macht das? Ich muss ganz klar sagen: Auch der Handel ist 
wenig dazu bereit, Dinge zurückzunehmen; das gilt auch in den Supermärkten. Wenn 
man da eine Retoure weggibt, bleibt es doch wieder beim öffentlich-rechtlichen Ent-
sorger hängen.  

Wir glauben, dass das Land eine Vorgabe machen muss, wie der Wertstoffhof der 
Zukunft aussieht. Wir haben über sortenreine Rohstoffe gesprochen: Die werden am 
besten auf dem Wertstoffhof sortiert. Das muss man ganz klar sagen. Das sind 
Schätze, und das müssen wir weiter ausbauen. Wir erleben es ja: Wir in Bochum ha-
ben sehr attraktive Öffnungszeiten, und dann kommen die Kollegen aus den anderen 
Städten gerne zu uns, wobei wir sagen: Aber das ist unsere Gebühr. Wir glauben, dass 
das ein wichtiger Bestandteil für all die Themen ist, die wir hier besprochen haben.  

Wenn wir die Rohstoffe haben wollen, wenn wir schneller wieder Zugriff darauf haben 
wollen, dann müssen wir den Menschen attraktive Dinge anbieten, damit sie die zeit-
nah zurückführen und nicht alle in den Kellern lassen. Es wäre schön, wenn das Land 
mal sagt bzw. eine Strategie veröffentlicht, wie so etwas aussehen soll, sodass nicht 
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jeder allein agiert. Wir erleben es auch bei Softwarenachfragen, wenn nur drei Städte 
etwas machen. Wenn das Land aber sagen würde: „Wir haben 50 oder 100 Wertstoff-
höfe, die alle gleich aussehen“, dann hätten wir eine andere Startmöglichkeit.  

Egal auf welchen Weg: Die Rohstoffe müssen von den Menschen schneller wieder 
zurückkommen, weil wir sie brauchen werden. 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): In den letzten Wortbeiträgen war jeweils die Frage einer 
Mehrwegoffensive bzw. einer nutzerfreundlichen Rückhol- und Verteillogistik Thema. 
Deshalb richtet sich meine nächste Frage an Herrn Professor Wilts. Was konkret be-
darf es von Landesseite? Das ist eine sehr gute Zielbeschreibung gewesen, aber wer 
jetzt konkret was machen soll – in dem Fall das Land und danach an zweiter Stelle 
natürlich auch die Kommunen –, gälte es zu konkretisieren. Eben habe ich herausge-
hört, es solle konkrete Vorgaben für Wertstoffhöfe geben, damit die sich möglichst 
ähnlich sind und nicht in jeder Kommune etwas anderes ist. Aber das wird ja nicht das 
Einzige sein. Wo genau soll das geregelt sein?  

Prof. Dr. Henning Wilts (Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie): Wenn wir 
das Thema „Vermüllung im öffentlichen Raum“ angehen wollen, dann sprechen wir 
viel über Einwegverpackungen. Es gibt in Deutschland seit zwei Jahren die soge-
nannte Mehrwegangebotspflicht, wonach ich als Verbraucher das Recht habe, mir im 
To-go-Bereich Dinge bzw. Verpackungen auch als Mehrweglösung mitgeben zu las-
sen. Fakt ist: Kaum jemand nimmt das in Anspruch. Die Menge an Einwegverpackun-
gen in Deutschland ist sogar weiter gestiegen. Insofern ist festzustellen: Man hat ge-
hofft, die Verbraucher*innen würden darauf zurückgreifen, aber sie tun es nicht. Sie 
tun es vor allem deswegen nicht, weil es zu unbequem, zu aufwendig ist. Wenn ich bei 
einem Unternehmen eine Mehrwegverpackung bekommen habe, dann ist unklar, wo 
ich diese wieder abgeben darf: Muss das im gleichen Geschäft sein? Reicht es aus, 
wenn es die gleiche Kette ist? Kann ich das nicht vielleicht auch an anderen Orten 
abgeben? Selbst wenn die Leute das ökologisch begrüßen, führen all diese Überle-
gungen dazu, dass sie trotzdem weiterhin die Einwegverpackung nutzen.  

Wir bräuchten in NRW also eine vereinheitlichte, standardisierte Rückgabeinfrastruk-
tur, sodass die Leute wissen, dass sie es überall abgeben können, idealerweise auch 
im öffentlichen Raum. Warum haben wir keine Rückgabegelegenheiten zum Beispiel 
in Bahnhöfen, in öffentlichen Einrichtungen, sodass die Leute genau wissen, es nicht 
ständig mitschleppen zu müssen, sondern es dort abgeben zu können?  

Die Anforderungen sind im Verpackungsgesetz geregelt, also auf der Bundesebene, 
aber die Umsetzung, die Etablierung einer solchen Rückgabeinfrastruktur, ist etwas, 
wobei NRW vorangehen und sich mit den kommunalen Akteuren gemeinsam auf Stan-
dards, auf Systeme einigen könnte. Es mangelt auch nicht an Pilotprojekten dazu. Was 
fehlt, ist die Skalierung, und so lange bleibt es ein sehr teurer Spaß für einzelne Un-
ternehmen, das anzubieten. 

Es wäre viel effizienter, wenn wir es schaffen würden, aus Nordrhein-Westfalen heraus 
eine gemeinsame, standardisierte Infrastruktur aufzubauen. Das wäre nichts zusätzlich 
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zu dem, was wir auf der Bundesebene haben, sondern es würde dazu beitragen, dass 
die Leute auch verstehen, was sie davon haben. 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Kley, Sie hatten vorhin eingeflochten, dass Sie 
im bvse auch in den Gremien tätig seien. Ich habe vorhin schon gesagt, dass es 
schade ist, dass die kommunalen Spitzenverbände oder auch der VKU nicht anwe-
send sind. Ich sehe Sie jetzt einmal als deren Vertreter. Mit Blick auf die Kreislaufwirt-
schaftsstrategie des Landes, die ich vorhin schon ansprach: Was wäre aus Ihrer Sicht 
notwendig – eine Verbandsmeinung können Sie jetzt nicht vertreten, aber Ihre Privat-
meinung –, was das Land in dieser Strategie machen sollte, um die Kreislaufwirtschaft 
nach vorne zu bringen?  

(René Schneider [SPD]: Erstmal überhaupt die Strategie vorlegen!) 

– Warum habt ihr denn niemanden eingeladen? Ihr macht einen Antrag mit sechs 
Punkten, von denen drei kommunal sind, und keiner ist hier. Schade!  

(René Schneider [SPD]: Wir haben für einen kommunalen Vertreter 
gesorgt!) 

– Ja, aber … 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Jetzt lassen wir Herrn Kley antworten.  

Christian Kley (USB Bochum): Ich bin im VKU und im bvse tätig, und ich bin auch 
Mitglied im WFZruhr, wo wir mit privaten und kommunalen Entsorgern zusammenar-
beiten, weil wir unsere Themen ideologiefrei bearbeiten wollen. Das ist uns ganz wichtig.  

Wir haben eben das Thema „Holland“ gehört. In Holland ist es kein Problem, Rezyklate 
im Straßenbau einzusetzen. Es ist kein Problem, einen Fahrradweg aus – in Anfüh-
rungszeichen – Kunststoffabfällen zu bauen. In Deutschland gäbe es dann direkt eine 
Bürgerinitiative. Nach der Presseveröffentlichung wäre das so. Ich glaube, dass wir da 
umdenken müssen. Ich bin da auch kritisch. Ich bin VKU-Mitglied und sitze im bvse im 
Kunststoffbeirat, und wir sagen: Die Kommunen sollten schon darauf achten. – Das 
Land könnte zum Beispiel bei der Vergabe von Fördergeldern auf den Einsatz von 
Rezyklaten pochen.  

Ich nenne das Beispiel „Parkbänke“. Parkbänke sind kein Designwunder. Das Land 
NRW könnte 5.000 Parkbänke für Nordrhein-Westfalen sponsern, die von Recycling-
unternehmen aus Nordrhein-Westfalen kommen. Ich will jetzt nicht „Think global, buy 
local“ sagen, aber es ist schon so, dass wir schützen müssen, aber die Landesregie-
rung könnte sagen – wenn man auch sieht, dass auch in den Bundesgartenschauen etc. 
viele Landesmittel verwendet werden –: Unsere oberste Priorität ist es, das zu versu-
chen. – Ich bin kein Freund von „das muss“, aber die Priorität muss da sein.  

Man sieht im Umweltausschuss auf der Bundesebene, dass der Handel ganz klar gegen 
das Recycling gesiegt hat. Es gab eine ganz klare Forderung des Umweltausschus-
ses, Rezyklate einzusetzen. Das ist nicht passiert, weil so schneller ausgeschrieben 
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werden könne. Ich glaube das nicht. Ich glaube, dass das ein Faktum ist, das man 
immer prüfen kann. Bei 58 Seiten würde diese eine Seite mehr auch nicht wehtun.  

In Nordrhein-Westfalen arbeiten 100.000 Menschen in der Recyclingwirtschaft, sei es 
kommunal oder privat. Das ist ein sehr wichtiger Wirtschaftsfaktor, und wir müssen 
lernen, den bei der Sammlung, aber auch bei den Themen bzw. bei dem Einsatz zu 
unterstützen. Einer muss vorangehen, und ich glaube, das könnte Nordrhein-Westfa-
len als eines der größten Bundesländer mit 17 Millionen Menschen, wenn man hier 
Initiativen startet.  

In der Recyclingkunststoffwirtschaft ist es 5 nach 12; die können nicht mehr. Ich nenne 
nur ein Beispiel: Der Konzern Veolia hat alle seine Recyclingunternehmen in diesem 
Jahr geschlossen. Das betrifft insbesondere den ostdeutschen Raum. Da ist 5 vor 12 
schon vorbei. Wenn wir diese Industrie verlieren, dann bekommen wir sie nie wieder 
zurück. Das muss jedem bewusst sein. Das ist keine Thematik, bei der wir sagen kön-
nen: Darum kümmern wir uns in zwei Jahren. Wenn im nächsten Jahr nichts Elemen-
tares zu dem Thema kommt, werden wir die Recyclingkunststoffwirtschaft in Deutsch-
land für immer verlieren. Das ist nicht von mir, das kann man nachgoogeln. Da herrscht 
tatsächlich ein Notstand.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Dr. Gerhardt, Sie hatten gerade sichtlich Schwierigkei-
ten mit den Antworten des Kollegen Kley, zumindest im ersten Teil. Würden Sie uns 
Ihre Bewertung der Ausführungen zukommen lassen?  

Dr. Carsten Gerhardt (Circular Valley): Ja, ich habe einen kleinen Schreck bekom-
men, dass der Einbau von Plastikrezyklaten in Radwege in Holland als Vorzeigebei-
spiel genannt wurde. Plastik gehört wieder zu Plastik, und wenn es nicht mechanisch 
recycelt werden kann, dann sollte es chemisch recycelt werden.  

Wir bei Circular Valley machen in unserem Accelerator-Programm viele Vorschläge, 
was man alles wo reinmixen könnte. Natürlich kann jeder Abfall mit irgendwelchen 
Bindemitteln versehen und dann zu Baustoffen gemacht werden. Die einen machen 
das mit Plastik, die nächsten machen das mit Textilien. Aber dann sorgt man nur für 
Probleme in der Zukunft, denn irgendwann muss dieser Radweg wieder aufgebrochen 
und wiederverarbeitet werden.  

Deswegen plädiere ich wie gesagt sehr stark dafür, einen Stoff wieder einer gleichwer-
tigen Verwendung zuzuführen und dass hier sehr konsequent zu tun. Straßenaufbruch 
wird also wieder zu Straßenbaumaterial; Plastik wird wieder zu Plastik; Textilien wer-
den wieder zu Textilien. Ich bin sehr entschieden gegen das unselige Vorgehen, das 
mit Bindern, mit Klebstoffen und so etwas zu vermischen und daraus irgendetwas an-
derweitig Verwertbares zu machen. Das sieht heute gut aus – das nennt der eine oder 
andere heute vielleicht „recycelt“ –, aber es stellt uns vor unlösbare Probleme in der 
Zukunft.  

Außerdem es ist einfach nicht nötig, weil es mittlerweile für alle Stoffströme, für alle 
Post-Consumer-Stoffe Möglichkeiten gibt, sie wertgleich wiederzuverwenden. Das gilt 
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insbesondere für Kunststoffe. Da sind wir mit dem chemischen Recycling – das wäre 
im Übrigen auch eine wunderbare Chance für die chemische Industrie hier – auf einem 
guten Weg. Damit bin ich wieder bei meinem Punkt von vorhin: Dazu müssen wir die 
großen Chemiestandorte zu kombinierten Recycling- und Neuproduktionszentren ma-
chen. China macht das. Da wird gewissermaßen auf der einen Seite der Laster als 
REMONDIS-Äquivalent mit Matratzen, Kunststoffen etc. hineingefahren, und auf der 
anderen Seite kommen neue Matratzen, Autoreifen, Kunststoffe heraus. Das ist un-
sere große Chance für eine gleichwertige Wiederverwendung, gerade im Chemieland 
NRW.  

Zacharias Schalley (AfD): Herr Dr. Gerhardt, ich frage Sie zu einem ähnlichen Thema 
wie dem, zu dem ich gerade Herrn Kley gefragt habe. Wie sehen Sie die Frage „Re-
cycling oder Reparieren?“? Wie sehen Sie die Möglichkeiten insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass für das Recycling interessante Rohstoffe durch eine bessere Repa-
rierbarkeit oder Langlebigkeit der Produkte diesem Kreislauf entzogen werden wür-
den? 

Dr. Carsten Gerhardt (Circular Valley): Die R-Strategien beginnen damit, etwas ge-
nerell abzulehnen, also „refuse“, oder etwas anders zu machen, „rethink“. Demnach 
ist das Thema „Reparieren“ – „reuse“, „refurbish“, „remanufacture“ – gegenüber Re-
cyclinglösungen, in denen einzelne Produkte wieder auf ihre elementaren Baustoffebe-
nen heruntergebrochen werden, höher angesiedelt und diesen vorzuziehen. Man sollte 
aber nicht apodiktisch bzw. sehr strikt vorgehen. Ich habe nichts gegen Einwegkunst-
stoffe, wenn sie vernünftig gesammelt werden und am Ende über entsprechende 
Rückführungssysteme in eine Wiederaufbereitung kommen. Es sollte so gemacht wer-
den, wie es für den Nutzer am angenehmsten ist. – Das ist meine Antwort.  

Natürlich gilt es, Produkte herzustellen, die lange halten. Ich freue mich, wenn ich ei-
nen Anzug zehn Jahre lang tragen kann und nicht nach einem halben Jahr einen 
neuen brauche. Ich freue mich auch, wenn er relativ unaufwendig zu reparieren ist – 
das gilt auch mit Blick auf einen wieder funktionierenden Fernseher –, wenn ich also 
durch den Gang zum Schneider in kürzerer Zeit wieder ein schönes Kleidungsstück 
bekomme als durch den Gang ins Geschäft, um etwas Neues zu kaufen.  

Im Übrigen bin ich ein großer Fan des Reparierens, weil das meines Erachtens sehr 
hochwertige Arbeitsplätze für die Zukunft bedeutet. Im Rahmen der Industrietransfor-
mation fallen viele Industriearbeitsplätze weg. Wir wurden gewissermaßen zu den Aus-
lieferern chinesischer Produkte degradiert. Dadurch sind in den letzten 20 Jahren viel-
fach sehr prekäre Arbeitsplätze in Deutschland entstanden. Ein Fahrradmechaniker 
beispielsweise, der ein hochwertiges Fahrrad repariert, übt meines Erachtens einen 
sehr wertvollen Beruf aus. Mit Blick auf diesen Aspekt wünsche ich mir mehr Repara-
turen, weil das eine sehr wertige Arbeit ergibt.  

Kurz gesagt sollte am Ende gelten: was auch immer für den Konsumenten besser ist. 
Wenn es besser und einfacher ist, zu reparieren, dann sollte repariert werden; 
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andernfalls habe ich auch nichts dagegen, wenn Sachen industriell sehr gekonnt aus-
einandergenommen und daraus dann wieder neue Materialien gemacht werden. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir kommen zur fünften Runde.  

René Schneider (SPD): Der Gang zum Schneider ist immer ein guter Gang. Das sei 
aber nur nebenbei bemerkt.  

(Heiterkeit) 

Noch eine kurze Bemerkung zu Ihnen, Herr Untrieser. Sie sind auch schon lange dabei 
und wissen: kein Gesetzentwurf – keine kommunalen Spitzenverbände. Mit Herrn Kley 
ist ein ausgewiesener kommunaler Fachmann anwesend. Ich verstehe die Herummä-
kelei an dieser Stelle nicht. Das hätte Ihnen auch auffallen können, und dann hätten 
wir es anders gemacht.  

Herr Kley, wie wird der Wertstoffhof der Zukunft – wir haben gerade kurz darüber ge-
sprochen – aussehen? Wie wird er aussehen müssen? Darüber haben wir heute noch 
nicht gesprochen, also über die Zukunftsthemen, die aus Ihrem Bereich möglicher-
weise dazukommen, die wir heute noch nicht sehen, die aber die Recyclinghöfe, die 
Wertstoffhöfe vielleicht vor neuer Herausforderung stellen. Können Sie dazu eine Ge-
dankenreise machen oder einen Zukunftsausblick geben?  

Der Ansatz lautete: Es wäre gut, wenn vonseiten des Landes eine gewisse Vorgabe 
gemacht – „Vorgabe“ ist zu stark – bzw. eine gewisse Denkweise vorgegeben wird, 
die von Ihnen, von den Branchenverbänden, von den Nutzerinnen und Nutzern einmal 
komplett durchventiliert worden ist und gewissermaßen auf den autonomen Wertstoff-
hof aufsetzt.  

Christian Kley (USB Bochum): Ein wichtiger Punkt wird das Einsammeln von Lithi-
umbatterien sein. Brände sind ein Thema: Es brennt jede Woche in einer Entsorgungs-
anlage, egal ob kommunal oder privat. Hunderttausende E-Bikes stehen zu Hause, die 
hinfallen können. Wir werden uns etwas zum Thema „Altautos“ überlegen müssen, 
auch zu E-Autos. Die werden nicht wochenlang, monatelang irgendwo herumstehen 
können – aus Brandschutzgründen, aber auch, weil es Rohstoffe sind.  

Ich glaube, dass wir viel mehr dezentrale Punkte brauchen. Wir müssen darüber nach-
denken und uns – nehmen wir ehemalige Einzelhandelsflächen – vielleicht auch von 
bewährten Logistiksystemen verabschieden. Denn eins steht fest: Die Paketdienste 
werden nicht mehr alles anfahren. Übrigens wird nur in Deutschland alles angefahren. 
Es gibt immer mehr Paketdepots; es wird auch neutrale Paketdepots geben – wir arbei-
ten mit einer Firma zusammen –, die von allen Paketdienstleistern angefahren werden, 
weil die nicht mehr zig Stopps haben wollen. Das ist vielleicht auch eine Möglichkeit, 
interessanter Arbeitgeber zu sein und dort auch E-Schrott einzusammeln.  

Wir werden gucken müssen – das habe ich eben schon gesagt –, dass wir viel schnel-
ler an die Rohstoffe herankommen, und da wird das Thema „Lithiumbatterie“ ein sehr 
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großer Punkt werden. Früher war der Küchenbrand der Brandherd Nummer eins. Der 
wurde schon durch die Lithiumbatterie abgelöst. Ich finde das erschreckend. Herr Kri-
scher ist ja Gott sei Dank für die Bepfandung der Batterien. Auch das wird leider nicht 
umgesetzt; das liegt nicht an ihm. Ich glaube, wir müssen da genau aufpassen.  

Außerdem müssen wir dezentraler werden. Wir müssen dort Angebote machen, wo 
die Menschen gewissermaßen rund um die Uhr vorbeikommen. Man kann heute eine 
Gasflasche rund um die Uhr beim Baumarkt kaufen. Wir werden uns umstellen müs-
sen. Die Leute bekommen um 21:00 Uhr von Picnic Essen geliefert, und dann wollen 
sie gegebenenfalls auch um 22:00 Uhr irgendwo ihre Sachen loswerden, zum Beispiel 
auf dem Weg zur Bahn. Wir alle werden uns umstellen müssen. EDV-technisch wird 
es nicht das Problem sein.  

Heute gibt es Fahrradgaragen etc. Wir müssen vielleicht ein bisschen liberaler beim 
Brandschutz werden. Dann brennt das lieber da ab – da weiß ich, wo es ist –, als wenn 
es in einem Keller oder auf einem Speicher abbrennt.  

Wir müssen auch aufpassen, dass wir uns nicht mit Regeln vergewaltigen. Es braucht 
einfache oder simplere Lösungen. Wenn wir wissen, dass es dort brennen kann, muss 
es einen guten Zugang für die Feuerwehr geben, aber wenn wir das alles zum Hoch-
sicherheitstrakt machen wollen, dann werden wir das nicht multiplizieren können, und 
dann liegt es herum.  

Es ist auch wichtig, als Land zu sagen: So sieht unsere Zukunftsstation aus, sei sie an 
einem Bahnhof, sei sie in einem Einkaufszentrum. Ich glaube, wir alle werden uns 
umstellen müssen. Die Frage lautet: Wie können wir die Menschen am besten errei-
chen?  

Thema „Brandschutz“. Die Versicherer werden demnächst keine Entsorgungsanlagen 
mehr versichern. Die werden das den Vermietern auch sehr klar erklären und fragen: 
Wo lagern eure E-Bikes? Wo lagern eure akkubetriebenen Geräte? Wo lagern eure 
Handys? Das wird ein riesiger Punkt werden.  

Noch eine Anmerkung. Ich glaube, die Holländer haben eine Recyclingquote von 
30 %, weil sie einen Tick mutiger sind und Dinge, die sich überholt haben, ändern. Ich 
bin auch kein Fan davon, gute Kunststoffe nicht zu verwerten, aber die sind einfach 
flotter. Wenn sich ein System überlebt hat, dann kann man es vielleicht auch wieder 
ändern. Deswegen haben die 30 %. 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Ich knüpfe an das Thema „Qualifizierungsbedarf“ an. 
Auf meine Frage dazu hatte vorhin schon Herr Professor Wilts etwas gesagt. Ich richte 
fast die gleiche Frage auch an Herrn Schüller. Wie wird es aus Sicht der Wirtschaft 
gesehen, wer was in dem Bereich macht? Sehen Sie auch die Herausforderung, dass 
es diesen Bedarf im Dienstleistungs- und Handwerksbereich gibt? Wenn ja: Wie stel-
len Sie sich vor, dass dieser Qualifizierungsbedarf erfüllt wird?  

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Qualifizierungsbedarf ist bei sich ändernden 
Wettbewerbs- und Rahmenbedingungen immer gegeben. In dem Bereich ist das 
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sicherlich in gesteigerter Form notwendig. Ich denke, mit Blick auf das Ziel „Kreislauf-
wirtschaft“ sind wir uns einig, und auch mit Blick auf das grundsätzliche Ziel „Transfor-
mation der Wirtschaft“ sollten wir uns in weiten Teilen einig sein. Dass dadurch in Zu-
kunft Arbeitsplätze oder Jobbeschreibungen auf uns zukommen, an die man heute 
vielleicht noch überhaupt nicht denkt, ist klar.  

Ich kann für die Arbeitgeber auf jeden Fall sagen, dass sie natürlich ein Interesse daran 
haben, hoch qualifiziertes Personal in ihren Unternehmen zu halten und stetig weiter-
zuentwickeln. Das ist bereits gängige Praxis. Fachkräftemangel und wegfallende oder 
zu ersetzende Arbeitsplätze sind bei den Unternehmern und Unternehmerinnen an der 
Tagesordnung; auch das ist gelebte Praxis. Arbeitsbedingungen haben sich immer 
gewandelt und weiterentwickelt. Die Arbeitgeber haben also ein großes Interesse an 
der Qualifizierung; sie tun das auch aus eigenem Antrieb. Man muss aber sicherlich 
differenzieren: Haben wir es mit einem Mittelständler zu tun? Sind wir eher auf der 
Konzernebene? Die Arbeitgeber in Nordrhein-Westfalen kennen ihre Belegschaft, wis-
sen um die Stärken und wie man sie weiterentwickelt. Wir sehen sicherlich auch Qua-
lifizierungsbedarf, aber der Punkt ist bei den Arbeitgebern sehr gut aufgehoben.  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Professor Wilts, Sie erläutern in Ihrer Stellung-
nahme das Konzept der Circular Cities und Zero-Waste-Strategien, die es in einzelnen 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen schon gibt. Können Sie uns dazu noch ein biss-
chen mehr sagen? Wie passiert das? Was würde möglicherweise dazu führen, dass 
es ausgeweitet wird?  

Prof. Dr. Henning Wilts (Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie): Wir sehen, 
dass Städte ein zentraler Akteur sind, wenn es darum geht, diesen Transformations-
prozess hinzukommen, weil sie Gewerbegebiete planen, aber vor allen Dingen, weil sie 
direkt an den Bürgerinnen und Bürgern dran sind, Dinge kommunizieren: Was macht 
tatsächlich Sinn? Wohin gehen Wertstoffe? Sie haben also eine zentrale Funktion. 
Gleichzeitig sehen wir, dass die Städte damit lange Zeit deutlich überfordert waren.  

Kreislaufwirtschaft ist ein Querschnittsthema. Die Leute rufen beim USB an, aber die 
Fragen, wie die Stadtplanung aussieht, wie Beschaffungsprozesse aussehen liegen 
natürlich nicht bei einem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger. Daher gibt es in 
NRW jetzt ein Förderprogramm zu Circular Cities, das analog zu den Klimaschutzma-
nagern auch die Einstellungen und die Qualifizierung von sogenannten Circular-Eco-
nomy- oder Circular-City-Managern ermöglicht. Diese haben die Aufgabe, innerhalb 
der Stadtverwaltung zu schauen, wer wofür verantwortlich ist, wo wir die Hebel haben, 
um Dinge konsistent und koordiniert voranzubringen. Das Programm ist super, aber 
es ist nun einmal ein Förderprogramm mit begrenzten Mitteln. Die Frage lautet, wie 
das in einer sich selbst tragenden Struktur hinzubekommen ist.  

Es gibt jetzt in NRW auch ein Austauschformat für diese Städte: der „Runde Tisch 
Circular Cities“. Das ist großartig. Wir versuchen gerade, die NRW-Städte auch noch 
gezielter an den europäischen Kontext heranzurücken. Es gibt die „Circular Cities and 
Regions Initiative“ der Europäischen Kommission, in die sehr viel Geld hineinfließt. 
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Aus NRW ist aber keine einzige Stadt dabei. Wir hätten das Potenzial, noch viel stärker 
heranzukommen.  

Daher lautet mein Wunsch, dass dieses Förderprogramm verstetigt wird und nicht ir-
gendwann ausläuft und dass es auch in bürokratischer Hinsicht noch einfacher wird, 
solche Leute in Verwaltungen einzubauen, zum Beispiel durch ein standardisiertes 
Anforderungsprofil. Wir sprechen mit sehr vielen Städten, von deren Seite dann gefragt 
wird: Was soll er denn können? Wo wird er eingeordnet? – Dadurch könnten aus der 
Landesregierung NRW heraus solche Prozesse noch deutlich stärker verbreitet werden. 

Zurzeit sind im Wesentlichen die großen Städte beteiligt; Höxter ist eine der sehr we-
nigen kleinen. Unternehmen sagen uns: Wir haben nicht die Kapazität, so etwas an-
zustoßen. – Das ist schade, weil das eine der zentralen Aufgaben ist: Was haben wir 
für Förderprogramme? Woher können wir Geld nach Nordrhein-Westfalen holen – aus 
Berlin, aus Brüssel? Da bleibt zurzeit leider noch viel liegen. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Schüller, chemisches Recycling wurde schon mehrfach 
angesprochen und wird häufig als Schlüsseltechnologie für schwer recycelbare Kunst-
stoffabfälle bezeichnet. Können Sie verdeutlichen, welche Chancen Sie darin für die 
Kreislaufwirtschaft in Nordrhein-Westfalen sehen? Wo liegen aus Ihrer Sicht die größ-
ten technischen, ökologischen und wirtschaftlichen Herausforderungen? Warum krie-
gen wir es in Nordrhein-Westfalen noch nicht so ans Laufen, wie wir es uns schon 
länger wünschen? Wo liegen aus Ihrer Sicht die Hemmnisse?  

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Chemisches Recycling ist in den letzten 10, 
15 Jahren immer wieder auch politisch aufgegriffen worden. Gefühlt galt chemisches 
Recycling noch vor 10 Jahren mindestens einmal als Recycling zweiter oder eher noch 
dritter Klasse. Das hat sich nach unserer Wahrnehmung völlig zu Recht deutlich ge-
wandelt. Chemisches Recycling kann die althergebrachten und gewöhnlichen Recyc-
lingverfahren, die sich auch stetig weiterentwickeln, mit Sicherheit sehr gut ergänzen.  

Ein Punkt, wie wir es der chemischen Industrie noch einfacher machen können, wäre 
die grundsätzliche Verständigung darauf, das chemisches Recycling eine Form des 
Recyclings ist, die keiner zusätzlichen Regulierung bedarf, wodurch es für die chemi-
sche Industrie unattraktiv wird, das zu tun.  

Zu der aktuellen Situation in der chemischen Industrie wurde schon einiges gesagt; 
die ist tatsächlich verheerend. Es gibt kaum noch Betriebe, die aktuell wirtschaftlich 
arbeiten. Das sollte uns allen bewusst machen: Was in der Industrie einmal verloren 
geht, insbesondere in der chemischen Industrie, das kommt nicht wieder zurück, und 
falls doch, dann nur in einem sehr beschränkten Maßstab.  

Unser Mitglied, der Verband der Chemischen Industrie, hat gute Positionen und Vor-
schläge entwickelt, wie das chemische Recycling zu einem marktfähigen und auch an-
erkannten System werden kann. Das ist aus unserer Sicht absolut unterstützenswert. 
Wir sollten dahin kommen, dass das chemische Recycling, in dem enormes Potenzial 
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steckt, als Ergänzung genauso anerkannt wird wie das reguläre Recycling. – Das ist 
unsere Position. 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Professor Wilts, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, 
dass Sie es für sinnvoll hielten, auf kommunaler Ebene sogenannte Circular-Economy-
Manager zu etablieren. Können Sie ausführen, was genau sie tun sollen, welche Qua-
lifikationen so jemand idealerweise mitbringt und was Sie glauben, was für Kosten das 
auf kommunaler Ebene verursacht? 

Prof. Dr. Henning Wilts (Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie): Das schließt 
ein bisschen an die Frage von gerade an. Wir sind in einem dieser Pilotprojekte gemein-
sam mit der Stadt Wuppertal unterwegs. Dort ist der Einsatz eines solchen Circular-
Economy-Managers getestet und geprobt worden. Er hat vor allen Dingen sehr viel im 
Bereich „interne Kommunikation“ getan und geschaut, wo eigentlich die Stellhebel in 
den Bereichen „Bauen“, „Fortbildung“, „Kommunikation“ sind. Es geht auch darum, an 
der Schnittstelle zu den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern zu verhindern, dass 
Dinge doppelt gemacht werden, dass sie unterschiedlich kommuniziert werden.  

Aus unserer Sicht sind das sehr positive Erfahrungen, allerdings haben wir uns für 
eineinhalb Jahre des drei Jahre dauernden Forschungsprojekts mit der Installation und 
insbesondere mit dem Entwickeln eines Anforderungsprofils beschäftigt. Ich glaube 
nicht, dass man genau sagen kann, was so jemand können muss, aber es muss je-
mand sein, der die Stadtverwaltung sehr genau kennt und in der Lage ist, verschie-
dene Akteure an einen Tisch zu bringen. Genauso wie bei der Kreislaufwirtschaft im 
Großen ist das eine Kommunikationsherausforderung.  

Die finanziellen Kosten sind sehr überschaubar. Der Ansatz in dem Projekt war eine 
halbe Stelle. Wir sprechen dann über 50.000 Euro. Auf der anderen Seite wurden vor 
allen Dingen Förderprojekte angestoßen, bei denen erkannt wurde, dass dort etwas 
ist, was wir tun wollen im Sinne von: Hier gibt es Förderprogramme auf der EU-Ebene, 
auf der nationalen Ebene. Daher ist meine Hoffnung, dass sich das für die einzelne 
Kommune mehr als rentiert hat. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir steigen in die sechste Runde ein. 

Ralf Stoltze (SPD): Herr Professor Wilts, wie bewerten Sie die Forderung nach einer 
gerechten Finanzierung von Recyclingmaßnahmen allgemein? Sie haben schon Pro-
gramme und Fördermaßnahmen angesprochen. Gibt es auch Anreizsysteme, die ge-
eignet wären, diese Maßnahmen entweder zusätzlich oder stattdessen zu finanzieren?  

Prof. Dr. Henning Wilts (Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie): Ich bin gro-
ßer Verfechter der erweiterten Herstellerverantwortung. Unternehmen, die es in der 
Hand haben, Produkte entweder zirkulär oder derart zu gestalten, dass sie nicht recy-
celt werden können, die also entscheiden, wie lange das Produkt haltbar ist, sollten 
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sich auch an den Kosten der Sammlung und anschließenden Entsorgung beteiligen. 
Denn das sind die einzigen, wo man tatsächlich einen Hebel hat.  

Wir haben vorhin über die Textilwirtschaft gesprochen. Ich bin heilfroh, dass wir mit 
den Beschlüssen auf der europäischen Ebene jetzt die Herstellerverantwortung für 
Textilprodukte einführen. Es handelt sich um eine Branche, in der einzelne große Ak-
teure im Wochenrhythmus Dinge auf den Markt schmeißen, von denen jeder weiß, 
dass sie eigentlich nur sinnvoll verbrannt werden können. Ich kann nicht nachvollzie-
hen bzw. ich sehe nicht ein, warum meine Müllgebühr das mitfinanzieren sollte.  

Textilien sind ein Bereich; das gilt aber auch im Verpackungsbereich. Warum gibt es 
nicht längst eine Regelung, wonach Unternehmen, die sich sehr darum bemühen, eine 
recyclingfähige Verpackung auf den Markt zu bringen, finanziell entlastet werden, und 
Unternehmen, denen das völlig egal ist, die Dinge auf den Markt bringen, von denen 
jeder weiß, dass sie am Ende nur sinnvoll in einer Müllverbrennungsanlage landen, 
zusätzlich belastet werden?  

Das wäre erst einmal natürlich ein Markteingriff, aber ich finde, dass er Anreize für 
Innovationen setzen würde, von denen die Branche und dann auch wir als Wirtschafts-
standort profitieren könnten. Dieses System noch viel weiter auszubreiten und dann 
auch europäisch zu standardisieren, fordert auch die Europäische Kommission. Ich 
verstehe, dass Unternehmen keine Lust auf 27 Mitgliedstaaten mit 27 unterschiedli-
chen Regelungen, mit 27 unterschiedlichen Definitionen haben. Da kann mit Sicherheit 
noch viel standardisiert werden. Genau das muss der Anreiz sein: dass Kreislaufwirt-
schaft zum Geschäftsmodell wird.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Ich komme zu meiner letzten Frage. – Kreislaufwirt-
schaft ist je nachdem, wie man sie betrachtet, auf den ersten Blick oft teurer. Diese 
Unternehmen haben es schwerer, sich am Markt durchzusetzen, als im Vergleich Kon-
kurrenten, die keine Kreislaufwirtschaft betreiben, sondern immer nur Primärrohstoffe 
verwenden, wobei jedoch viele Kosten externalisiert und nicht berücksichtigt werden.  

Herr Schüller, Sie haben in Ihrem Beispiel den Rohstoffsektor genannt. Große neue 
Kiesabgrabungen verursachen Umweltschäden, die erst einmal nicht in Mark und 
Pfennig zu beziffern sind. Neue und innovative Unternehmen, die Recyclingbaustoffe 
verwenden, sind darauf angewiesen, dass die Gestaltung seitens des Staates mit Blick 
auf die Regulatorik oder durch irgendwelche Marktsignale so ist, dass sich das auch 
rechnet und Erfolg hat. Wir haben einige hier angeteasert.  

Das ist aber auch in gewissem Maße ein Dilemma für die Politik. Es ist immer ganz 
nett, in solchen Anhörungen zu hören, was man alles machen soll; wenn man dann 
etwas macht, gibt es Unternehmen, die sich verändern müssen, sich aber nicht verän-
dern können – das sind die Verlierer. Es gibt aber auch Gewinner. Man kann das im-
mer so und so drehen, aber als Politik kommt man aus diesem Dilemma nicht heraus. 

Herr Schüller, was sind aus Ihrer Sicht Kriterien für Entscheidungen der Politik, wenn 
man auf diesem Weg in die Kreislaufwirtschaft weitergehen möchte, um die Rahmen-
bedingungen so zu ändern, dass die Transformation zügig voranschreitet, während 
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gleichzeitig aber in Kauf genommen werden muss – das haben wir eben gesagt; das 
ist unvermeidlich –, dass es Branchen oder Unternehmen gibt, die keinen Erfolg mehr 
haben werden? Dafür gibt es andere, die mehr Erfolg haben werden. Mir ist nicht klar, 
wie die Kriterien aus Ihrer Sicht sind. Sie lehnen bestimmte Sachen ab: Sie wollen 
keine neue Regulatorik und auch keine Rohstoffabgabe, also das marktwirtschaftliche 
Preissignal. Das könnte man auch für andere Branchen durchdeklinieren. Was sind 
aus Ihrer Sicht nachvollziehbare Kriterien, um die Transformation zügig voranzutreiben? 

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Das ist ein offensichtliches Problem. Pro-
dukte eines Unternehmens, das Sekundärrohstoffe in den Produkten anbietet, werden 
nicht per se, aber in den meisten Fällen teurer als Produkte mit Primärrohstoffen sein.  

Sie haben das Beispiel der Kies- und Sandindustrie angesprochen. Angesichts des 
massiven Bedarfs an Rohstoffen – seien es Sekundär- oder auch Primärrohstoffe – 
müssen wir uns natürlich darüber unterhalten, wie wir den decken. Wir benötigen die 
Rohstoffe nicht nur, wenn Straßen instand gesetzt oder im geringen Maßstab ausge-
baut werden, sondern auch für Radwege, für die Energiewende, für Zuwegungen bei 
Windrädern, für die Errichtung von Windrädern selbst. Wir müssen uns darüber unter-
halten, woher die Rohstoffe kommen. 

Sie haben das Beispiel „Rohstoffabgabe“ genannt. Die Gewinnung von Sand und Kies 
in Nordrhein-Westfalen künstlich zu verteuern – Sie haben das als Preissignal oder 
Marktsignal bewertet –, lehnen wir eindeutig ab. Wenn wir die Primärrohstoffe nicht in 
Nordrhein-Westfalen gewinnen, sie aber brauchen, dann müssen sie von irgendwo 
anders herkommen. Die Möglichkeiten, mit Sekundärrohstoffen weiterzukommen bzw. 
ihren Einsatz weiter zu steigern, sind sehr begrenzt; die werden in der nächsten Zeit 
nicht zur Verfügung stehen. Ich habe es auch in meiner Stellungnahme aufgeführt: In 
der Branche – je nachdem, welche Bereiche betrachtet werden – sind wir an einem 
Punkt angelangt, an dem wir 80 bis 90 % der zur Verfügung stehenden Sekundärroh-
stoffe gewinnen. Wenn wir die dringend benötigten Primärrohstoffe nicht mehr in Nord-
rhein-Westfalen gewinnen, dann holen wir sie von unseren unmittelbaren Nachbarn, 
aus anderen Bundesländern oder verschiffen sie gar über den Rhein aus entfernteren 
Ländern.  

Wenn wir uns darüber einig sind, die Infrastruktur instand setzen zu wollen, die Ener-
giewende schaffen zu wollen, dann muss es auch eine Antwort auf die Frage geben: 
Mit welchen Rohstoffen machen wir das? Aus unserer Sicht ist dann die Verknappung 
der heimischen Rohstoffe genau das verkehrte Signal. Man muss eine Entscheidung 
treffen. Angenommen, Rheinland-Pfalz oder Niedersachsen könnten einen gewissen 
Teil des Bedarfs in NRW decken. Allein die CO2-Belastung durch zusätzliche Kieslas-
terfahrten ist aus unserer Sicht ein schlechtes Signal mit Blick auf die Themen „Um-
welt“ und „Ökologie“. Mit Markteingriffen, durch welche die heimische Rohstoffproduk-
tion massiv verteuert wird, werden wir das nicht schaffen. 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Ich habe keine weiteren Fragen und bedanke mich 
bei den Sachverständigen.  
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Dietmar Brockes (FDP): Herr Dr. Gerhardt, Sie haben auch zum Thema „chemisches 
Recycling“ ausgeführt. Kritiker vertreten die Auffassung, dass damit materielles Re-
cycling verdrängt werde. Dabei sind die Kosten für chemisches Recycling in der Regel 
deutlich höher. Können Sie deutlich machen, welche Potenziale vorhanden sind? Sie 
haben es eben schon angesprochen: In China gehen auf der einen Seite die alten 
Produkte hinein, und auf der anderen Seite kommen neue Stoffe heraus. Warum sind 
wir in Deutschland noch nicht so weit, wie wir eigentlich sein wollen? 

Sie haben eben in einem anderen Zusammenhang ein mittelständisches Unternehmen 
aus Lünen genannt, das meines Wissens seit Jahren investieren möchte, es aber auf-
grund der Rahmenbedingungen nicht tut. Welche Veränderungen brauchen wir, um 
tatsächlich voranzukommen und die Potenziale, die es insbesondere in Nordrhein-
Westfalen gibt und die Sie eben bereits genannt haben, zu nutzen?  

Dr. Carsten Gerhardt (Circular Valley): Das mechanische Recycling wurde in Deutsch-
land seit der Einführung des Grünen Punktes ausoptimiert. Es gibt abgeschriebene An-
lagen, und viele Marktteilnehmer haben schlichtweg das Interesse, dass diese weiter-
laufen. Deswegen gibt es bereits seit den vergangenen zehn Jahren klaren Widerstand 
gegen das chemische Recycling. Es gibt auch einige Marktteilnehmer – einer sieht ein 
bisschen aus wie ein Frosch –, die das chemische Recycling völlig zu Unrecht ver-
dammen. Das hat die Diskussion ein Stück weit vergiftet. Das sind zwei Elemente: Für 
das mechanische Recycling existieren abgeschriebene Anlagen, und es gibt einige 
Interessengruppen, die sehr stark gegen das chemische Recycling agitiert haben.  

Ein bisschen unglücklich ist, dass tatsächlich der eine oder andere chemische Recyc-
ler gerne die Stoffe nehmen würde, die auch für mechanisches Recycling taugen, weil 
sie einfacher zu bearbeiten sind. Daher plädiere ich dafür, sehr konsequent nur das 
den chemischen Recyclern zuzuleiten, was nicht gleichwertig mechanisch recycelt 
werden kann.  

In dem Maße, in dem wir mit der Energiewende voranschreiten, ist auch das oft gegen 
das chemische Recycling vorgebrachte Hauptargument, nämlich der hohe Energiebe-
darf, obsolet geworden. Ich wünsche mir sehr, dass wir als Europa den chinesischen 
Pfad verfolgen und die Energiewende, die uns die günstigsten Energien zur Verfügung 
stellt, sehr konsequent weiterbetreiben. Denn damit hätten wir eine saubere Energie-
form, die uns nicht nur unabhängig macht, sondern uns auch und insbesondere er-
möglicht, Kreislaufwirtschaft zu betreiben. Energie ist der Anfang von allem; das gilt 
auch in der Kreislaufwirtschaft. Wenn wir genug saubere Energie haben, dann können 
wir auch ganz wunderbar chemisches Recycling betreiben; dann muss sich niemand 
mehr großartig über Energiebilanzen oder Ähnliches Gedanken machen.  

Ich glaube, wir stehen jetzt wirklich an der Schwelle – Sie sehen das anhand der In-
vestitionen in PV in China –: Nachdem wir seit zehn Jahre Grid Parity haben, haben 
wir nun mit der Verfügbarkeit von sehr günstigen Speichermedien, also günstigen Bat-
terien und perspektivisch der chemischen Speicherung über Wasserstoff, auch alle 
Möglichkeiten, hier in Deutschland die Energiewende hinzubekommen und damit auch 
entsprechende Technologien im Bereich der Kreislaufwirtschaft zu unterstützen.  
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Zacharias Schalley (AfD): Meine letzte Frage richtet sich an Herrn Kley als Vertreter 
einer Kommune, eines kommunalen Unternehmens. Können Sie ausführen, wie Sie 
einen Circular-Economy-Manager auf kommunaler Ebene bewerten würden und ob 
der etwas kann, was Sie nicht selbst können?  

Christian Kley (USB Bochum): Ich habe früher immer ein bisschen über das Thema 
„Kommunikation“ geschmunzelt – wer mit wem sprechen kann, Rathauslobbyismus 
etc. Wenn aber ein Circular-Economy-Manager Lobbyarbeit für recycelbare Produkte 
in der Vergabestelle machen würde, würde das schon viel bringen. Bochum hat 4.000 
Mitarbeiter; da jeden abzuholen und genau zu wissen, was er macht … Ich glaube, wir 
haben sogar ein Förderprogramm gewonnen. Natürlich sagen wir: „Wir können alles“, 
aber die interne Vernetzung … Es sind große Betriebe, und ich glaube, dass dann 
auch die Beschaffung ein riesiges Thema sein wird. 

Eigentlich drehen wir uns die ganze Zeit im Kreis. Wir müssen darauf achten, was wir 
wie kaufen und auch, wann wir was wiederverwerten. Ich nenne ein Beispiel: Das Rat-
haus in Venlo ist ausschließlich aus recycelbaren Produkten gebaut worden; das kön-
nen Sie wieder abreißen und alles verkaufen. Wir müssen auch gucken, wie es andere 
machen, und dafür müssen wir vernetzt sein. 

Mich würde es freuen, wenn sich der Circular-Economy-Manager durchsetzen würde, 
sodass wir als Kommunen und auch als Land nachhaltiger bauen. Auch das ist ein 
ganz wichtiger Punkt: dass wir Rohstoffe einsetzen, die wir hier haben. Ich glaube, da 
könnte sich so jemand bemerkbar machen. Er muss durchsetzungskräftig sein. Ich 
glaube, dass das die wichtigste Eigenschaft ist: kommunikativ und durchsetzungskräf-
tig. Wenn wir alle Leute ansprechen, sich dem Thema zu widmen, dann kann das ein 
Erfolgsmodell sein. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Damit kommen wir zur siebten Runde. 

René Schneider (SPD): Unsere letzte Frage richtet sich an Herrn Dr. Gerhardt. Wir 
alle wissen – Sie wissen es sicherlich auch –, dass RWE im Auftrag der Wirtschafts-
ministerin bis zum Ende des Jahres eine Rohstoffmonitoringstudie vorlegen wird. Da-
bei geht es um die Degression, also den Ausstieg aus dem Abbau von Kies und Sand. 
Sind Sie darin eingebunden worden?  

Da eine Ja-Nein-Frage keine drei Minuten füllt, stelle ich eine Nachfrage bzw. eine 
tiefergehende Frage. Unabhängig davon, ob Sie in diese Studie eingebunden worden 
sind: Was müsste aus Ihrer Sicht in der Studie stehen, damit es mit der Degression 
am Ende auch klappt?  

Dr. Carsten Gerhardt (Circular Valley): Geht es speziell um die Degression im Be-
reich der Baustoffe?  
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René Schneider (SPD): Genau. Es geht um Rezyklatquoten bei Baustoffen und die 
Frage, inwiefern man aus den Primärrohstoffen Kies und Sand aussteigen kann. Diese 
Studie wird im Moment vom RWE zum 31. Dezember 2025 erarbeitet.  

Anhand der Nachfrage merke ich schon: Sie sind nicht eingebunden.  

Dr. Carsten Gerhardt (Circular Valley): Die erste Antwort lautet: Nein, sind wir nicht 
eingebunden. Wir sind allerdings in Gesprächen mit dem Umweltministerium und mit 
Branchenverbänden zum Thema „Kies-Euro“.  

Was müsste in der Studie stehen? Idealerweise steht darin, dass wir so viel wie mög-
lich hochwertig recyceln, dass also der Abbau von Primärrohstoffen so weit wie mög-
lich reduziert wird, allerdings mit den Einschränkungen, die Herr Schüller eben zu 
Recht machte: Er sagte, die Stoffe sollten nicht von woanders hergebracht werden.  

Die Recyclingquoten, derer wir uns heute gerade im Baubereich vielfach rühmen, ba-
sieren darauf, dass Stoffe als Packlage genutzt werden. Im Zweifel wird die Packlage 
für ein neues Logistikzentrum 30 cm dicker gemacht, und dann heißt es hinterher: Es 
wurde sehr viel recycelt. Unser Wunsch lautet wie immer auch hier, dass es zu keinem 
Downcycling kommt, sondern dass Kies und Sand sehr konsequent genau dort wieder 
eingesetzt werden, wo sie auch vorher Verwendung gefunden haben.  

Nordrhein-Westfalen ist im Wesentlichen ein gebautes Land. Wir brauchen keine zu-
sätzlichen Rohstoffe in extrem großem Maße. Wenn allein die vorhandenen leerste-
henden Fabriken, Lagerhallen usw. – jede Stadt hat unendlich viele davon, die nicht 
angetastet werden, weil sie noch mit einem hohen Wert in den Bilanzen stehen – bzw. 
diese Materialien hochwertig wiederverwendet würden, dann könnte der Einsatz von 
Primärrohstoffen signifikant reduziert werden. Das wünsche ich mir.  

Sie merken: Meine Ausführungen laufen am Ende immer wieder auf eine gleichwertige 
Verwendung und die Vermeidung von Downcycling heraus. 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Meine letzte Frage richtet sich an Herrn Professor Wilts. 
Ich möchte vorwegschicken: In dem Modell der Kreislaufwirtschaft werden Rohstoffe 
immer wieder verwendet; es geht möglichst wenig in die Deponierung raus und es 
kommen möglichst wenige Primärrohstoffe rein. Wir haben eben mehrfach über die 
mineralischen Rohstoffe gesprochen. In NRW werden über 40 Millionen t mineralische 
Abfälle in Abgrabungen verkippt – sei es Garzweiler oder seien es irgendwelche Nas-
sabgrabungen am Niederrhein bei René Schneider vor der Tür –, von denen selbst die 
Recyclingwirtschaft sagt: Wir könnten die zum ganz überwiegenden Teil zu hochwer-
tigen Baustoffen aufbereiten.  

Diese Verkippung gilt bisher als Verwertung – das ist der erste Teil der Frage –, obwohl 
dadurch nichts im Kreislauf ist; die Stoffe werden dort auf Ewigkeit deponiert. Warum 
ist das so? Wie bekommen wir es aufgebrochen, dass Teile der Wirtschaft sagen: „Wir 
können unsere Rohstoffbedarfe nicht befriedigen“, obwohl so viele Sekundärrohstoffe 
vorhanden sind, wenn man das möchte?  
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Das sind genau die Punkte, vor denen wir in der nordrhein-westfälischen Landespolitik 
stehen. Haben wir als Politik den Mut, Kreislaufwirtschaft dort glaubhaft durchzuset-
zen, oder belassen wir es bei solchen Scheinlösungen, indem riesige Mengen von 
Stoffströmen dauerhaft deponiert werden, wir das als Kreislaufwirtschaft bezeichnen 
und dann sagen: „90 %; wir können nicht viel mehr“? 

Prof. Dr. Henning Wilts (Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie): In der Logik 
des Abfallrechts wird die Abdeckung zum Beispiel von Deponien als Verwertung an-
gerechnet, weil dadurch Primärrohstoffe ersetzt werden. Würde man nicht das recy-
celte oder das recyclingfähige Material nehmen, müsste man neues Material nehmen.  

Das verstehe ich aus einer Abfallperspektive, wenn es darum geht, sicherzustellen, 
dass Abfälle sicher entsorgt werden und nicht irgendwo in der Umwelt landen. Das ist 
aber natürlich ein Fehlanreiz aus Sicht einer Kreislaufwirtschaft, in der viel stärker nach 
der Qualität des Materials und danach, was damit noch sinnvoll gemacht werden 
könnte, gefragt wird. Das gibt es immer wieder: Wir haben auf der einen Seite abfall-
rechtliche Regelungen, mit denen sehr auf Risikominimierung abgezielt wird, bräuch-
ten auf der anderen Seite eigentlich aber viel mehr nach vorne, auf Innovationen und 
dann auch auf erfolgreichen Klima- und Ressourcenschutz abzielende Regelungen.  

Das lässt sich leicht beklagen. Die Frage lautet: Wie bekommen wir eine Innovations-
dynamik da rein? Es gibt zwei Punkte.  

Das eine ist das Thema „öffentliche Beschaffung“. Wir habe vorhin schon einmal dar-
über gesprochen. Ich würde mich sehr freuen, wenn im NRW-Kreislaufwirtschaftsge-
setz nicht nur steht, man solle das tun, sondern wenn für den Fall, dass erkennbar und 
offensichtlich gesetzliche Vorgaben ignoriert werden, dann auch ein Klageweg offen-
steht. Ich verstehe, dass man schneller bauen möchte, aber dann braucht es koordi-
nierte Kompetenzen, solche Dinge auch schnell hinzubekommen. Wir haben es schon 
gehört: Bei 58 Seiten macht es der Punkt auch nicht mehr. Man macht sich unglaub-
würdig, wenn es im Gesetz steht, es aber niemand vollzieht. Es steht in NRW auch 
nicht in den Vergaberichtlinien. Ich glaube, man könnte durch die gezielte Unterstüt-
zung der Kommunen insbesondere im Bereich der Vergabe deutlich etwas tun.  

Der andere Punkt. Wenn man möchte, dass der Markt funktioniert, dann müssen auch 
die Anreize stimmen. Dann braucht es ökonomische Instrumente, mit denen deutlich 
gemacht wird: Auf der einen Seite wollen wir das in NRW möglichst reduzieren, und 
auf der anderen Seite möchten wir hochwertiges Recycling unterstützen.  

Das heißt: Wenn man über Abgaben spricht, gilt es auf der einen Seite zu schauen, 
was die Kosten sind, die jetzt die Allgemeinheit trägt, und auf der anderen Seite zu 
fragen, wie dann solch eine Abgabe sinnvoll genutzt werden kann, um hochwertiges 
Recycling in NRW zu stützen und in diesem Bereich neue Arbeitsplätze und damit 
auch ein Exportmodell zu schaffen.  

Dietmar Brockes (FDP): Meine letzte Frage richtet sich an Herrn Dr. Gerhardt. Sie 
bezeichnen in Ihrer Stellungnahme Circular Economy als neue industrielle Revolution. 
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Welche Punkte neben denjenigen, die Sie schon ausgeführt haben, sind außerdem 
wichtig, um die Chancen für Deutschland und gerade auch Nordrhein-Westfalen zu 
nutzen? Wie kann sich das mittel- und langfristig auf die gesamtwirtschaftliche Situa-
tion auswirken? Kann uns dies auch kurzfristig helfen? Schließlich befindet sich Nord-
rhein-Westfalen seit drei Jahren in einer äußerst bescheidenen Lage. Welche kurzfris-
tigen Effekte können wir erwarten, um die Wirtschaft wieder ans Laufen zu bringen?  

Dr. Carsten Gerhardt (Circular Valley): Nicht nur NRW, sondern ganz Deutschland 
ist im Moment in einer bedauernswerten Lage. Wir werden ökonomisch nach unten 
durchgereicht. Ich möchte aber überhaupt nicht schwarzmalen, denn in der Tat – Sie 
haben es gesagt – haben wir die Chance, hier in NRW, wo wir vor 200 Jahren die erste 
und vor 100 Jahren die zweite industrielle Revolution gestartet haben, jetzt wieder vo-
ranzugehen.  

Das Schöne an der Circular Economy ist, dass es aus meiner Sicht nicht mehr primär 
um die Frage der Reduktion von Umweltbelastungen geht, sondern dass sie eine rie-
sige wirtschaftliche Chance ist.  

Wir sehen, dass wir als Europa, als Deutschland und auch als NRW zwischen den 
großen geopolitischen Blöcken zerrieben werden. China setzt ungemein auf Rene-
wables; China setzt auf Kreislaufwirtschaft. Auf der anderen Seite stehen die USA, die 
noch einem etwas gestrigen Wirtschaftsmodell – Drill, baby, drill! – verhaftet sind. Aber 
beide sind keine verlässlichen Partner im Sinne des Multilateralismus und im Sinne 
eines freien und fairen Welthandels mehr. Die Zeiten des alten deutschen Modells – 
wir nehmen Rohstoffe aus dem Ausland und produzieren mit überlegener Technologie 
etwas, was sich in alle Welt absetzen lässt – sind vorbei. China kann fast alles – ich 
sage: fast alles – preiswerter und genauso gut wie oder besser als wir produzieren.  

Wir brauchen die Circular Economy also auch, um in Deutschland und in Kerneuropa 
unabhängig und resilient zu sein. Wir müssen sie auf eine ähnliche Ebene stellen bzw. 
heben, wie wir das mit der Verteidigung tun. Jeder sagt: „Natürlich müssen wir vertei-
digungsfähig sein“, aber uns nützt die beste Verteidigungsfähigkeit nichts, wenn es am 
Ende an bestimmten Grundstoffen fehlt, sei es Germanium oder die Wurst- und Käse-
verpackung. Das alles brauchen wir, um als Land unabhängig zu sein. Das können wir 
in einem geopolitisch schwierigen Umfeld nur schaffen, wenn wir all die Rohstoffe, die 
wir bis auf wenige schon haben – wir brauchen noch mehr Lithium und Ähnliches, aber 
die meisten Atome und Moleküle sind schon vorhanden –, auch hier im Kreis führen. 
Dann haben wir genau die Unabhängigkeit, die wir brauchen.  

Deswegen sind wir so sehr davon überzeugt, dass die Kreislaufwirtschaft für Europa, 
Deutschland und NRW der Weg nach vorne ist. Die meisten von Ihnen kennen wahr-
scheinlich unser Narrativ im Circular Valley: Hier haben die erste und zweite industri-
ellen Revolution begonnen. Wir sind noch die Region in Europa mit den meisten Welt-
marktführern. Wir haben hier die beste Forschungslandschaft. Wir sind führend im Re-
cycling. Wenn man das Thema also irgendwo angehen will, dann genau hier.  
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Wenn ich in den letzten fünf Sekunden noch etwas sagen darf – bald ist Weihnachten –: 
Circular Valley hat ein Buch zum Thema „Recycling“ mit dem Titel „Leni & Leon und 
die kaputte Lok“ herausgegeben. Ich habe ein paar Exemplare dabei. Wenn Sie in 
Ihrem Umfeld Kinder im Leselernalter haben, gebe ich Ihnen gerne eins mit.  

(Heiterkeit und Beifall) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Das war ein tolles Schlusswort für diese Anhörung. Ich 
schaue aber trotzdem zu meinen Kollegen. Hat noch jemand aufgrund dieses guten 
Schlusswortes Fragen zum Kinderbuch oder zum Recycling? – Das sehe ich nicht. 

Vielen herzlichen Dank an Sie vier. Das war eine intensive Beantwortung vieler guter 
Fragen. Ich danke auch meinen Kollegen und schließe damit diese Anhörung. 

Die nächste Sitzung des Ausschusses findet am 12. Januar 2026 um 11:00 Uhr wieder 
in Form einer Anhörung statt.  

Ich wünsche Ihnen allen einen guten Heimweg und danke Ihnen sehr. 

(Beifall) 

gez. Dr. Patricia Peill 
Vorsitzende 

Anlage 
08.01.2026/13.01.2026 
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